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Vorwort 

In diesem Heft finden Sie die Beiträge Nr. 161 bis 196 
meiner Kolumne „Wirtschaft Quer“ aus dem Sonntagsteil 
der Neuen Südtiroler Tageszeitung.

Die Themen gehen von der Glaubwürdigkeit der Medien 
(„Fake News“) über die Vermögensverwaltung des 
Landes bis hin zu den notleidenden Banken Italiens. 
Gemeinsamer Nenner ist immer die Betrachtung aus der 
Sicht des kritischen Beobachters, gepaart mit 
dem Ziel, wirtschaftliche und sozialpolitische 
Vorgänge im eigenen Land und in der Welt für Otto 
Normalverdiener zugänglich zu machen.

Denn Wirtschaft ist nicht ein Vorrecht der Bosse und Aktienbesitzer, nicht ein Sonderfall für 
Steuerberater und Wirtschaftsinstitute, sondern Wirtschaft betrifft uns alle, quer durch alle 
Schichten und quer durch alle Themenkreise.

„Wirtschaft Quer“ ist nicht nur Meinung, sondern immer auch zahlengestützte Analyse. Oft 
verbunden mit Hinweisen und Aufforderungen an die Verantwortlichen in Politik und 
Gesellschaft. 

Ich danke dem Herausgeber für den Raum, den er einer unhabhängigen Stimme in seiner 
Zeitung einräumt und ich danke allen Leserinnen und Lesern für ihr Interesse und die 
zahlreichen Rückmeldungen.

Viel Vergnügen beim Lesen der einzelnen Beiträge in der vorliegenden Sammlung von 
„Wirtschaft Quer“

wünscht 

Stefan Perini
Direktor AFI |  Arbeitsförderungsinstitut
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Das öffentlich zugängliche Data-
warehouse vom Amt für Arbeits-
marktbeobachtung ist eine wahre
Fundgrube für Wissensdurstige.
Wie hat sich die Arbeitnehmer-
schaft im Laufe eines Jahrzehnts
verändert? 2005 sprach man im
Jahresschnitt noch von 167.000 Ar-
beitnehmern, 10 Jahre später war
die Zahl auf fast 190.000 angestie-
gen. Dies entspricht einem Zu-
wachs von 23.000 Personen. Bei
den Männern gab es nur einen Zu-
wachs um 6.000 Köpfe, von 92.000
auf 98.000. Viel stärker hingegen
die Entwicklung bei den Frauen:
Im Jahr 2005 zählte man 75.000
Arbeitnehmerinnen, im Jahr 2015
ganze 92.000. Das ist ein Zuwachs
von 17.000 Einheiten. Bei den Sek-
toren kann man die Entwicklung
der Wirtschaft hin zur Dienst-
leistungsgesellschaft („Tertiärisie-
rung“) klar erkennen. Den stärks-
ten Zuwachs an Arbeitnehmern
verzeichnet nämlich der öffentli-

che Sektor (+7.000), dann das
Gastgewerbe (+5.500), die priva-
ten Dienstleistungen (+5.000) und
der Handel (+3.600). Ein kleines
Plus weisen noch Landwirtschaft
(+2.000) und Industrie (+1.800)

auf. Das Handwerk hingegen
wächst nicht und im Baugewerbe
gehen die Beschäftigten zurück,
sei es im industriellen (-1.500) wie
im handwerklichen Zweig (-1.100). 
Ganz besonders wichtig: Der Zu-
wachs an Beschäftigung ist aus-
schließlich auf die Teilzeitarbeit
zurückzuführen. Mit 140.000 blei-
ben die Arbeitnehmer in Vollzeit
im 10-Jahres-Vergleich gleich vie-
le. Dagegen haben sich die unselb-
ständig Beschäftigten in Teilzeit
fast verdoppelt, nämlich von
26.000 auf knapp 50.000. Der Zu-
wachs ist hier wieder maßgeblich
auf die Frauen zurückzuführen
(+20.000), während die Zahl der
Männer in Teilzeit (+4.000) nur
unwesentlich angestiegen ist. Er-
staunlich ist auch, wie sich in nur
einem einzigen Jahrzehnt die Al-

tersstruktur verändert hat. Im
Jahr 2005 stellten die Unter-
30Jährigen noch 27% der Arbeit-
nehmerschaft. Die mittlere Al-
tersklasse von 30 bis 49 Jahren
stellte 59% der Arbeitnehmer, die
Über-50Jährigen nur 14%. Zehn
Jahre später haben die Älteren
die Jüngeren überholt: Die Unter-
30Jährigen stellen nur mehr 20%
der Arbeitnehmer. Aber während
die „Mittelklasse“ relativ kon-
stant bleibt (54%),  schießt die äl-
tere Belegschaft kräftig nach
oben auf 26%. Dies alles zeigt
eindrücklich, wie sich das Ar-
beits- und das gesellschaftliche
Leben zügig umgestaltet, ohne
dass wir es so richtig merken.
Der Mensch hört halt eher den
einzelnen Baum, der fällt, als das
Gras, das wächst.

Wie 10 Jahre die Arbeitnehmerschaft
verändert haben

Sektoren im Wandel, Frauenbeschäftigung, Teilzeit und 
Alterung haben die Südtiroler Arbeitnehmerschaft in nur

einem Jahrzehnt erstaunlich stark verändert. Die Zahlen zeigen, 
was uns noch bevorsteht.

Wirtschaft quer
von Stefan Perini – Direktor AFI

Ministerpräsident Matteo
Renzi versteht es wie kein

Zweiter, Zahlen als politische Er-
folge zu verkaufen. Die vom natio-
nalen Fürsorgeinstitut INPS im
Laufe von 2015 veröffentlichten
positiven Zahlen, was die Um-
wandlung von atypischen Arbeits-
formen in unbefristete Arbeits-
verhältnisse betrifft, sah er als
Bestätigung für seinen politischen
Kurs. Auch in Südtirol waren die
Zahlen anfangs recht erfreulich.
In einer im November 2015 er-
schienenen ersten Bilanz über die
Auswirkungen des Jobs Act wird
aufgezeigt, dass tatsächlich im
Jahresverlauf eine große Anzahl
befristeter Arbeitsverhältnisse
von unbefristeten Arbeitsverhält-
nissen mit zunehmendem Schutz
ersetzt wurden. In der Summe
wurden im Jahr 2015 8.650 zusätz-
liche unbefristete Arbeitsverträ-
ge abgeschlossen. Wissenswert
auch: Diese deutliche Zunahme

von unbefristeten Verträgen ent-
fiel zu einem Drittel (+2.700) al-
lein auf den Dezember 2015. Das
war der letzte Monat, in dem die
Arbeitgeber von der vollständi-
gen Beitragsbefreiung bis zu ei-
ner jährlichen Obergrenze von
8.060 €, und zwar ganze 36 Mona-
te lang, profitieren konnten, im
Gegensatz zu den reduzierten Zu-
schüssen ab Januar 2016, die nur
in Höhe von 40%, bis zu einer
jährlichen Obergrenze von 3.250

€ und nur für 24 Monate gewährt
werden. Die zweite Analyse, die
von den Kollegen im Amt für Ar-
beitsmarktbeobachtung jüngst
ausgearbeitet wurde, zeigt ein we-
sentlich eingetrübteres Bild. In
den Monaten Februar bis März
2016 sank die Zahl der Einstellun-
gen und Vertragsumwandlungen
auf das Niveau von 2012-2014, lag
also deutlich unter jenem im Jahr
2015. Damit sehen sich aus wirt-
schaftspolitischer Sicht jene be-
stätigt, die überzeugt sind, dass
der Weg, um mehr Jobs zu schaf-
fen, nicht über die Lockerung des
Kündigungsschutzes, sondern
über die steuerliche Entlastung
des Faktors Arbeit führt.
Mit diesem Thema wurde auch
INPS-Präsident Tito Boeri kon-

frontiert. Er war auf Einladung
der italienischen Berufsbildung
am Mittwoch zu einer Veranstal-
tung nach Bozen angereist. In der
Frage, um wie viele Prozentpunk-
te der Steuerkeil (Cuneo fiscale)
abgesenkt werden müsse, um sig-
nifikante Auswirkungen auf den
Arbeitsmarkt zu generieren, woll-
te sich Boeri nicht festlegen. Es
sei vor allem eine Angelegenheit
des Ausgleichs der Öffentlichen
Haushalte - sprich, man müsse die
Mindereinnahmen für den Staat
mit Kürzungen auf der Ausga-
benseite kompensieren. Eine
Vermögens- oder Erbschafts-
steuer, wie sie in Österreich bzw.
in Deutschland diskutiert wird,
steht in Italien offensichtlich
noch nicht im Raum.

Die Ernüchterung
Die als „Jobs Act“ bekannte Arbeitsmarktreform in 

Italien zeigte einige Monate lang Wirkung. 
Nun, knapp 1 ½ Jahre später, fällt die Bilanz 

wesentlich bescheidener aus. Nicht nur in Italien, 
auch in Südtirol.

Wirtschaft quer
von Stefan Perini – Direktor AFI

Arbeitsmarkt 

Arbeitsmarkt 

N. 162/29.05.2016
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Insbesondere im Sommer bie-
ten Betriebe und Organisatio-

nen verstärkt Praktika an. Das
AFI untersucht seit vier Jahren
die Praktika-Erfahrungen von
Studenten der Universität Bozen
bei Südtirols Arbeitgebern. Diese
Erhebung zeigt auf, was ein „gu-
tes Praktikum“ ausmacht. Alles
beginnt mit den Erwartungen. Je
besser man im Vorfeld Bescheid
weiß, welche Erwartungen an das
Praktikum gekoppelt sind, desto
höher ist die Wahrscheinlichkeit,
dass es ein Erfolg für beide Seiten
wird. Und was erwarten sich die
Bewerber vom Praktikum? An
erster Stelle stehen die Neugier-
de und der Wunsch, ein Berufs-
feld genauer kennenzulernen. Es
folgt das Anliegen, Erkenntnisse

aus dem Studium anwenden zu
können. Wichtig ist den Prakti-
kanten, dass sie ernst genommen
werden und sich mit eigenen Ide-
en einbringen können. Sie wollen
vom Betrieb als Ressource gese-
hen werden und nicht als lästiges
Anhängsel, das nur für eine Be-
schäftigungstherapie gut ist. Das
betriebliche Umfeld – verstanden
als empfundene Fairness, Mög-
lichkeit der Selbsterprobung, Be-
gleitung durch den betrieblichen
Tutor – ist tatsächlich die Grund-

lage für eine hohe Zufriedenheit
mit dem Praktikum. Eine zentra-
le Figur im Betrieb ist der Tutor.
So, wie es wichtig ist, im Anfangs-
gespräch mit dem Tutor die Ziele
des Praktikums einvernehmlich
abzustecken, so wird es von den
Praktikanten sehr geschätzt,
wenn sie in einem Abschlussge-
spräch mit dem Tutor die Arbeits-
und Bildungserfahrungen aus
dem Praktikum Revue passieren
lassen können. Wenn sich Studie-
rende für Praktika bewerben,
dann ist dies stets gekoppelt mit
dem Wunsch, Kontakte zu knüp-
fen. Gleichzeitig sollte eine mög-
lichst studiennahe Praktikumser-
fahrung ein wichtiger Vermerk

im Lebenslauf sein. Die Erhe-
bung des AFI unter den Studie-
renden zeigt, dass Praktika als
Einstieg in die Arbeitswelt
durchaus tauglich sind: in 17,3%
der Fälle hat sich aus dem Prakti-
kum eine dauerhafte bzw. pro-
jektbezogene Zusammenarbeit
ergeben. Als Gradmesser für den
Erfolg des Betriebes gilt die Wei-
terempfehlungsrate. Denn kaum
etwas ist wertvoller für das
Image und für die Attraktivität
als potentieller Arbeitgeber, als
wenn nach abgeschlossenem
Praktikum gut über den Betrieb
geredet wird. Das erleichtert die
Akquisition wertvoller Arbeits-
kräfte wesentlich.

Tipps fürs gute Praktikum
Sommerzeit ist Praktika-Zeit. Was den Erfolg 

eines Praktikums ausmacht, darüber gibt 
eine AFI-Studie Auskunft.

Wirtschaft quer
von Stefan Perini – Direktor AFI

Es könnte auch anders kom-
men, jedenfalls mittelfristig:

In Südtirol kann es wieder mehr
Geburten geben und die Einwan-
derung kann wieder aufflammen.
Beides ist jedoch unwahrschein-
lich. Viel wahrscheinlicher ist,
dass die Geburtenrate konstant
bleibt. Das im besten Fall. Denn
schon allein weil die „Babyboo-
mer“, also die Jahrgänge 1945 bis
1964, das Seniorenalter erreichen,
ist anzunehmen, dass die Gebur-
ten die stärksten Jahre hinter sich
haben. Schon heute stellt sich die
Frage: Gehen der Wirtschaft die
Nachwuchskräfte aus? Das AS-
TAT rechnet damit, dass bereits
2017-2018 mehr Arbeitskräfte
vom Arbeitsmarkt ausscheiden
als nachwachsende eintreten
(technisch: Austauschkoeffizient).
Doch ganz so schlimm dürfte es
nicht werden. Zum einen werden
Personen in rentennahem Alter
weiterarbeiten, vielleicht auch

nur in Teilzeit, zum anderen führt
die steigende Produktivität auto-
matisch zu einem geringeren Ar-
beitskräftebedarf. Schließlich
muss man auch noch davon ausge-
hen, dass Erwerbsbiografien in
Zukunft immer brüchiger wer-
den, was so viel heißt, dass viele
auch noch mit 45 oder 55 Jahren
ihren Beruf wechseln werden. Es
darf Arbeitsgeber also nicht wun-
dern, wenn bei Bewerbungen im-
mer öfter auch ältere Jahrgänge

zur Auswahl stehen. Obwohl älte-
re Arbeitskräfte unbestreitbare
Vorzüge haben  (Loyalität, Zuver-
lässigkeit, Sozialkompetenz, vor-
handene Netzwerke) ziehen Ar-
beitgeber in der Regel junge
Nachwuchskräfte vor, die dem
Betrieb potentiell über lange Zeit
erhalten bleiben. Um diese Ju-
gendlichen werden Südtirols Ar-
beitgeber schon bald buhlen. Es
wird nicht leicht sein mit dieser
„Generation Z“, wie sie die Fachli-
teratur nennt. „Generation Z“,
das sind die Jahrgänge ab 1996.
Diese Generation ist wählerisch.
Sie will als Ressource verstanden
werden und sich  in der Arbeit
verwirklichen. Begeistern können
sich diese jungen Arbeitskräfte,
wenn sie ein Projekt interessiert.
Sie fordern Gestaltungsspielraum

und mögen kein vorgegebenes
Zeitkorsett. Mittelfristig bahnen
sich für Südtirols Jugendliche da-
her gute Zeiten an. Schon heute
beträgt die Jugendarbeitslosig-
keit in Südtirol nur 12,3% und
nicht 40% wie im italienischen
Schnitt. Und bald werden sie
knapp werden auf dem Arbeits-
markt. Den Jugendlichen stehen
alle Bildungswege offen: die Leh-
re, verschiedene Oberschulen,
wahlweise Universität oder Mas-
terstudien. Um diese knappe und
hochwertige Ressource werden
sich die Betriebe reißen. Südtirols
Arbeitgeber sind gefordert, ihren
Nachwuchskräften einiges zu bie-
ten. Sonst schlagen die Jugendli-
chen andere Berufs- und Bil-
dungswege ein. Oder treffen ihre
Entscheidungen mit den Füßen.

Jugend 2020
Am Südtiroler Arbeitsmarkt werden 

Nachwuchskräfte schon bald knapp. Jugendliche 
werden dies schon bald erkennen und sich 
nicht unter dem eigenen Wert verkaufen.

Wirtschaft quer
von Stefan Perini – Direktor AFI

Arbeitsmarkt 

N. 166/11.06.2016

N. 167/02.07.2016
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Die Urbanisierung
schreitet voran,

auch in Südtirol. Viele
Jugendliche zieht es in
die Stadt, weil dort die
hochqualifizierten Jobs
sind. Die Folge sind Ab-
wanderung und, auf
lange Sicht, struktur-
schwache Gebiete auf
dem Land. Aufs Neue
beginnt sich die Er-
kenntnis durchzuset-
zen, dass Arbeitsplätze
zu den Menschen ge-
bracht werden müssen,
damit der ländliche
Raum leben kann. Lei-
der gehe der Trend in
eine andere Richtung,
schreiben die Landtagsabgeord-
neten Noggler, Wurzer und Amhof
in einem Beschlussantrag an die
Landesregierung: Der Staat ziehe
sich aus der Peripherie zurück (Ge-
richtsämter, Sicherheitskräfte) - es

liege also am Land, dieser Zentra-
lisierung im Rahmen seiner Mög-
lichkeiten entgegenzuwirken.
Wie es geht, macht Bayern vor.
Über 50 Behörden und öffentliche
Einrichtungen mit insgesamt

über 3.000 Beamten werden aus
den Ballungszentren ausgesie-
delt. Es soll „kein Bayern der zwei
Geschwindigkeiten in Stadt und
Land“ geben. Für Südtirol hat
Landeshauptmann Kompatscher
deutlich gemacht, dass eine mögli-
che Dezentralisierung von Äm-
tern bescheidener ausfallen wird. 
Es ist schon paradox: Auf der ei-
nen Seite gibt die öffentliche Ver-
waltung „unrentable“ Außenstel-
len und Standorte auf. Sind die Ar-
beitsplätze einmal verschwunden,
dann muss über die Regionalent-
wicklung (EFRE) und über den
Sozialfond (ESF) die entstandene
Strukturschwäche ausgeglichen
werden. Hier sieht man, wie sich
betriebswirtschaftliches und
volkswirtschaftliches Denken un-
terscheiden. Das eine funktioniert

für den Einzelfall, das andere
denkt in weiteren Zusammenhän-
gen. Volkswirtschaftlich ist die
Verlagerung von Ämtern in den
ländlichen Raum eine vorbeugen-
de Maßnahme für jene Gebiete, wo
es an qualifizierten Arbeitsplätzen
mangelt. Eine AFI-Studie aus
dem Jahr 2013 hat aufgezeigt, wo
die Problemzonen in Südtirol lie-
gen. Es sind dies die funktionalen
Kleinregionen Mals, St. Martin in
Passeier und Sand in Taufers.
Im Beschlussantrag ist die Lan-
desregierung aufgefordert, inner-
halb eines Jahres ein Programm
zur Verlagerung von bestehenden
Landesämtern und Einrichtungen
in den ländlichen Raum zu erarbei-
ten. Die zeitnahe Einsetzung einer
Arbeitsgruppe könnte der erste
Schritt in diese Richtung sein.

Ja zu dezentralen 
Arbeitsplätzen

Um Strukturschwächen der Peripherie auszugleichen, 
sollen Landesämter in den ländlichen Raum verlegt werden.

Was Bayern mit Erfolg vormacht, wird auch in 
Südtirol funktionieren.

Wirtschaft quer
von Stefan Perini – Direktor AFI

Südtirols Arbeitsmarktindika-
toren können sich sehen las-

sen. Das machten einmal mehr die
Kollegen der Arbeitsmarkt-Beob-
achtungsstelle deutlich: Mit
76,7% verzeichnet Südtirol auch
im Jahr 2015 eine Erwerbstäti-
genquote bei den 20- bis 64-Jähri-
gen, die deutlich über dem EU-
Zielwert von 75% liegt (die Lan-
desregierung strebt bis 2020 die
Marke von 80% an!). Zwar sehen
die Experten auch Schwachstel-
len, beispielsweise die schrittwei-
se Verlagerung auf höhere Alters-
klassen und den Aufholbedarf bei
der Frauenbeschäftigung, aber im
Mittelpunkt des jüngsten Arbeits-
marktberichtes steht, dass Südti-
rol eine sehr niedrige Arbeitslo-
sigkeit von lediglich 3,8 % hat. Das
bedeutet Rang 31 unter rund 300
Regionen Europas. Der Abstand
Südtirols zu den besten Regionen
Freiburg und Niederbayern be-

trägt lediglich 1,3 Prozentpunkte.
Das Bundesland Tirol liegt mit 3,0
% an siebter Stelle, die Ost-
schweiz gleichauf mit Südtirol,
das Trentino mit 6,8 % aber erst
an 137. Stelle. 
Keine bessere Gelegenheit als die-
se Erfolgsmeldung, um den Le-
sern zu erläutern, wie die Arbeits-
losenquote europaweit errechnet
wird. Das EU-Statistikamt Eu-
rostat macht Stichprobenerhe-
bungen, wobei  als erwerbstätig
alle Personen im Alter von 15 oder
mehr Jahren gelten, die in der Be-
zugswoche der Befragung min-
destens eine entlohnte Arbeits-
stunde geleistet haben. Erwerbs-

tätig ist auch, wer eine Arbeit hat
und gerade abwesend ist (Urlaub,
Krankheit usw.) oder wer mit min-
destens 50% Entlohnung freige-
stellt ist. Als arbeitslos gelten
Personen im Alter von 15 bis 75
Jahren, wenn sie in den vier Wo-
chen vor der Befragung mindes-
tens einmal aktiv Arbeit gesucht
haben und bereit sind, innerhalb
von zwei Wochen eine Arbeit auf-
zunehmen. Oder: Wenn es fix ist,
dass sie einen Job innerhalb der
nächsten drei Monate bekommen
und bereit sind, den Arbeitsbe-
ginn auf die nächsten zwei Wo-
chen vorzulegen. 
So wertvoll die auf EU-Ebene
harmonisierte Arbeitskräfteerhe-
bung ist, so augenscheinlich sind

auch ihre Schwachstellen. Ausge-
klammert werden nämlich Ge-
ringbeschäftigung und Perspek-
tivlosigkeit. Zwischen einer Stun-
de in der Woche arbeiten und vom
Monatslohn leben zu können lie-
gen Welten. Ganz zu schweigen
von jenen krassen Fällen, wo Ar-
beit gar nicht mehr gesucht wird,
weil die Chancen gleich Null sind.
Das trifft für Südtirol zum Glück
nur wenig zu. Anderswo färben
sich die Statistiken rosiger als die
Arbeitsmarktsituation in Wirk-
lichkeit ist. Beispiel Deutschland:
Die amtliche Arbeitslosenrate ist
zwar relativ gering, gleichzeitig
aber hat die Bundesrepublik im
Jahr 2015 sage und schreibe 4,3
Mio. Hartz IV-Empfänger.

Arbeitslos ist nicht gleich
ohne Arbeit

Dass Südtirols Arbeitsmarkt im Europavergleich 
gut aufgestellt ist, ist allgemein anerkannt. 

Trotzdem ist die Wirklichkeit vielfach komplexer, 
als es die Statistiken abbilden.

Wirtschaft quer
von Stefan Perini – Direktor AFI

Arbeitsmarkt 

N. 172/06.08.2016

N. 177/10.09.2016
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Südtirols Arbeitsmarkt hat die
Krise gut durchtaucht und be-

findet sich wieder im Aufwind.
Ein Umstand, der Personalleiter
verzweifeln lässt, denn der Fach-
kräftemarkt ist so gut wie leerge-
fegt. Schlimmer noch: Es handelt
sich nicht um einen momentanen
Engpass. Die demografischen Da-
ten für Südtirol zeigen auf, dass in
den nächsten Jahren nur eine ge-
ringe Anzahl an jungen Menschen
in den Arbeitsmarkt eintreten
wird. Die einzige Arbeitsgruppe,
die in den nächsten drei Jahr-
zehnten anzahlmäßig wachsen
wird, ist jene ab 55 Jahren. Das ist
auch der Grund, warum die Ar-
beits- und Sozialforschung von
den Arbeitgebern ganz offen ein-
fordert, dieser Altersgruppe grö-
ßere Aufmerksamkeit zu schen-
ken. Gerade kleinere und mittlere
Unternehmen seien auf die Alte-
rung der Belegschaften nur unzu-
reichend vorbereitet. Insbesonde-

re gelte es, Klischees und Stereo-
type abzulegen, gerade was die
Leistungsfähigkeit älterer Ar-
beitnehmer anbelangt.
Studien zeigen auf, dass die kör-

perliche Leistungsfähigkeit und
bestimmte geistige Fähigkeiten
im Alter zwar abnehmen, im Ge-
genzug aber Erfahrungswissen
und Allgemeinbildung zunehmen.
Die klassischen Degenerations-
prozesse hängen weniger vom bio-
logischen Alter und mehr von ar-
beitsbedingten Einflüssen und
vom Training ab. Unter Umstän-
den können Trainingseffekte grö-
ßer sein als Alterseffekte und die-
se für lange Zeit kompensieren. 
Die ältere Generation verkörpert
in den Organisationen bewährtes
Erfahrungswissen. In Zeiten ra-
piden Wandels steht sie für Konti-
nuität und in turbulenten Situatio-
nen gibt sie den notwendigen
Halt. Ältere Mitarbeiter denken
ein Projekt zu Ende bevor sie es
angehen. Sie müssen weder sich
noch ihrem Chef oder den Kolle-

gen noch etwas beweisen und fas-
sen deshalb nicht außergewöhnli-
che sondern machbare Lösungen
ins Auge. 
Auf eines müssen sich die Perso-
nalverantwortlichen jedenfalls
einstellen: Die Teams werden in
Zukunft noch durchmischter sein
und diese Heterogenität wird im-
mer mehr Dimensionen erhalten:
Alter, Herkunft, Religion, Ge-
schlecht: In jedem einzelnen die-
ser Faktoren wird die Schere zwi-
schen den Ausprägungen ausei-
nanderklaffen. Die Belegschaften
werden immer internationaler, die
Altersunterschiede immer größer,
der Erfahrungshintergrund der
Player immer vielfältiger. Will
heißen: Mit der Vielfalt innerhalb
eines Teams wird auch die Pro-
blemlösungsfähigkeit steigen
müssen.

Wirtschaft quer
von Stefan Perini – Direktor AFI

Personalleiter zum Appell
Die Arbeitslosenrate hat sich wieder zurückgebildet

- am Arbeitsmarkt herrscht Fachkräftemangel. 
Entscheidend wird sein, wie man das Potential älterer

Arbeitnehmer zu entwickeln versteht.

Fast die Hälfte der Beschäftig-
ten in Deutschland möchte

die Arbeitszeit reduzieren (47 %),
sagt der Arbeitszeitreport. Vor al-
lem Vollzeitbeschäftigte wün-
schen sich das. Nur 4 Arbeitneh-
mer auf 10 möchten weiterhin
gleich lang arbeiten. 
Über Arbeitszeit wird häufig und
intensiv diskutiert. Es geht um
neue Flexibilität bezüglich Zeit,
Form und Ort der Arbeit, es spielt
die erweiterte Erreichbarkeit
durch digitale Technologien hi-
nein und die mobile Arbeit. Noch
ist Deutschlands Arbeitswelt eher

traditionell geprägt, etwa mit lan-
gen Arbeitszeiten oder Schichten.
Doch die Deutschen wünschen
sich kürzere Arbeitszeiten. 
Teilzeit längst nicht der Kinder
wegen: Von den Vollzeitbeschäf-
tigten, die kürzer treten wollen,
hat nur ein Viertel der Frauen und
etwa ein Drittel der Männer Kin-
der. Als Hauptgrund für die Wahl
der Teilzeit geben 46 % der Teil-
zeitarbeitenden sonstige Ver-
pflichtungen an oder dass sie kei-
nen Vollzeitjob finden (24 %). Ein
Drittel  (35 %) der Teilzeitbeschäf-
tigten möchte länger arbeiten.

Dieser Wunsch ist klar auch finan-
ziell bedingt, denn viele Teilzeitar-
beitende, insbesondere Frauen,
geben an, sie würden mit ihrem
Einkommen nur schwer über die
Runden kommen. 
Gleitende Arbeitszeit: 38% der
Beschäftigten haben selber gro-
ßen Einfluss darauf, wann sie mit
ihrer Arbeit beginnen und sie be-
enden. In der Industrie und in
größeren Betrieben gibt es die
größten Handlungsspielräume,
im Handwerk und in kleineren
Betrieben sind sie am geringsten.
Ein Arbeitszeitkonto wird für 61
% der Beschäftigten geführt.
Über das darauf angesparte Zeit-
guthaben bestimmen in der In-
dustrie und im öffentlichen Dienst
vorwiegend die Beschäftigten
selbst. In kleineren Betrieben, im

Handwerk und im Dienstleis-
tungsbereich geben hingegen
häufig die Betriebe die Verwen-
dung des Zeitguthabens vor.
Soweit die Momentaufnahme aus
der führenden Industrienation
Europas. Dieses Bild müssen wir
vor dem Hintergrund der so ge-
nannten Industrie 4.0 sehen.
Wenn neue Technik und Robotik
schrittweise die menschliche Ar-
beit ersetzen, dann entsteht die
Frage, wie die übrigbleibende Ar-
beit verteilt sein muss, damit für
alle ein Einkommen gewährleistet
ist und eine Work-Life-Balance
möglich ist. Wie die Südtiroler Ar-
beitnehmer zu diesen Fragen ste-
hen, hat das AFI in seinem Stim-
mungs-Barometer im Herbst
2016 erhoben und wird die Ergeb-
nisse demnächst veröffentlichen.

Wirtschaft quer
von Stefan Perini – Direktor AFI

Arbeitszeiten zwischen
Wunsch und Wirklichkeit
Die Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin 

hat jüngst den „Arbeitszeitreport Deutschland 2016“ 
veröffentlicht. Wie es um Südtirol steht, sagt

uns das AFI in Kürze.

Arbeitsmarkt 
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Einkommen 

Einkommen 

N. 168/10.07.2016

Finanzmärkte und Bankenwelt
stehen einmal mehr im Sturm.

Besonders turbulent ging es in den
Folgetagen des Brexit-Votums zu:
Das englische Pfund verlor stark
an Wert, die Aktienkurse von
Bank-und Finanzdienstleistern
fuhren Achterbahn. Die Zukunft
von London als Finanzmetropole
Europas sehen Experten kompro-
mittiert. An der Mailänder Börse
waren die Kurseinbrüche seit Jah-
resbeginn besonders heftig, da vie-
le italienische Banken finanziell
angeschlagen sind.
Schwierige Zeiten für Sparer also.
Erstens ist der Zins nahezu aus-
radiert und man kann froh sein,
wenn es gelingt, das Geld halb-
wegs inflationsfest anzulegen.
Hinzu kommt das Risiko eines
Fehlgriffs bei Wertpapieren oder
Anlageformen. Kurzum, es sind

nicht die besten Zeiten für sichere
Anlagen und schnelle Renditen.
Dabei ist die Wertbeständigkeit
des Kapitals etwas vom Wichtigs-
ten für die Südtiroler – zumindest
für die Südtiroler Arbeitnehmer.
Wie aus dem AFI-Barometer her-
vorgeht, ist es für 76 % der Be-
fragten am wichtigsten, ihr inves-
tiertes Kapital nicht zu verlieren.
Als Zweites schätzen Arbeitneh-
mer Liquidität, sprich die Verfüg-
barkeit des Ersparten im Be-
darfsfall. Eine untergeordnete
Rolle spielt hingegen die langfris-
tige oder kurzfristige Rendite.

Heute sollten sich Sparer die Fra-
ge stellen, ob es nicht an der Zeit
ist, Wertbeständigkeit und Ethik
miteinander zu verbinden. Ein Fi-
nanzprodukt kann als ethisch be-
zeichnet werden, wenn es dem
Schutz von Gesundheit und Um-
welt, den Rechten der Arbeiter
und der Solidarität mit den
Schwächeren dient. Zudem muss
es transparent sein, denn wer
ethisch investiert, will wissen, wo
sein Geld arbeitet. Mit dem „Ethi-
schen Sparen“ ist es ähnlich wie
mit der Biolandwirtschaft: Zwar
noch ein Nischenmarkt, aber mit
hohem Potential. Tatsächlich tut
sich da in Südtirol Einiges. So bie-
tet der Zusatzrentenfond Labor-
fonds von seinen vier Investitions-

linien eine so genannte „vorsich-
tig-ethische“ an. Auf diese entfällt
derzeit 10 % des gesamten Fond-
vermögens. Erwähnenswert ist
auch das langjährige „Ethical
Banking“, das von 23 Raiffeisen-
kassen mitgetragen wird. Mittler-
weile bieten auch die anderen Süd-
tiroler Banken Fonds an, die Wert
auf Nachhaltigkeit legen. Selbst
die Emission von Mini-Bonds von
Seiten Südtiroler Unternehmen
ist im weitesten Sinn als Zeichen
zu werten, dass Südtirol verstärkt
an seine regionalen Kreisläufe,
also an sich selbst, glaubt. Wenn
Kleinsparer heute ihre Wertanla-
gen in diese Richtung umschich-
ten, können sie sich selbst und
Südtirol etwas Gutes tun.

Warum nicht mit Ethik?
Kleinsparer können Zinsen heute vergessen. 

Kein besserer Zeitpunkt als dieser, um das 
Ersparte nicht nur sicher, sondern auch 

ethisch richtig anzulegen.

Wirtschaft quer
von Stefan Perini – Direktor AFI

Alles mit Maß und Ziel“ sollte
für das Glücksspiel besonders

gelten. Raten und Wetten ist ein
Vergnügen, das zum Leben gehört.
Doch wenn es um Geld und um viel
Geld geht, dann ist die Abhängig-
keit nicht mehr weit. Die Caritas-
Schuldnerberatung oder das Fo-
rum Prävention können über viele
Einzelschicksale berichten. Im
AFI-Barometer geben 36% der
Arbeitnehmer an, dass das Geld
nicht bis ans Monatsende reicht.
Die Frage in diesem Zusammen-
hang ist: Liegt es nur am geringen
Einkommen oder ist manchmal
auch der Umgang mit dem Geld –
buchstäblich – mit im Spiel?
Und was macht der Staat? Im
Glücksspiel ist er Anbieter, Reg-
ler, Kontrolleur und Steuerein-
nehmer. Im „Blaubuch“ der
Staatsmonopole steht es schwarz
auf weiß: 2015 wurden in Italien
fürs legale Glücksspiel 88,2 Mrd.

€ ausgegeben. Das sind 1.455 €
pro Nase. Der Staat nimmt damit
8,7 Mrd. € an Steuern ein, also
10% des Gesamtumsatzes. Schät-
zungen zufolge setzt das illegale
Glücksspiel weitere 23 Mrd. € um.
Damit steigt die jährlichen Pro-
Kopf-Ausgabe der Bürger für das
Glücksspiel auf 1.834 €
2014 erhob das Forum Prävention
den Bestand an Glücksspielauto-
maten in Südtirols Gemeinden.
Leider fehlt Bozen. In den Ge-
meinden Meran, Neumarkt, Cor-
vara, Prad, Vahrn und Nals ste-
hen besonders viele Spielautoma-
ten, meist in Gastbetrieben, aber
auch in Spielhallen. Landesweit

kommen dazu noch die Verkaufs-
stellen von Rubbellosen und Lot-
teriescheinen in Bars, Tabak-Tra-
fiken und Geschäften. Laut Fo-
rum Prävention ist die Hälfte der
Gemeinden Südtirols dabei, die
Anzahl der Glücksspielautomaten
zu verringern. Durch Zonenpläne,
Kontrollen der Ortspolizei, Ge-
sprächen mit den Betreibern oder
gar mit der offiziellen Aufforde-
rung, Geräte zu entfernen, wur-
den schon Erfolge erzielt. 
Zur Eindämmung des Glücks-
spiels gibt es in Italien 14 Regio-
nalgesetze, in Südtirol zwei Lan-
desgesetze (Stand: 1. März 2016).
Da finden sich Maßnahmen wie

„no slot“-Logos für Geschäfte,
Steuernachlässe für Gastbetriebe
und Tabaktrafiken, die keine
Glücksspielautomaten aufstellen,
Mindestabstände zu „sensiblen
Zonen“ und die Beschränkung
von Öffnungszeiten für Spielsäle.
Die vielen Bestimmungen bilden
allerdings sehr ein fragmentiertes
Regelwerk, das von ‚sehr streng‘
bis ‚sehr frei‘ gehe, berichtet die
Agentur für Zoll und Monopole.
Das ASTAT wird im Herbst fri-
sche Daten zum Glücksspiel in
Südtirol veröffentlichen. Die Fra-
ge, ob die bisher getroffenen Maß-
nahmen genügen, wird wieder ak-
tuell.

Glücksspiel zwischen 
Lust und Last

Slotmaschinen, Videolotterien, Rubbellose, 
Sportwetten und mehr: Auch in Südtirol werden 

bedenkliche Summen gezockt und verspielt. 
Im Herbst sollte man für eine weitere 

Diskussion gerüstet sein.

Wirtschaft quer
von Stefan Perini – Direktor AFI
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2014 waren 17,2% der Arbeitneh-
mer in der Europäischen Union
Niedriglohnempfänger. Das heißt,
ihr Bruttostundenverdienst liegt
deutlich unterhalb des mittleren
Lohnniveaus in ihrem Land.
Technisch gesprochen, zwei Drit-
tel und weniger als der sogenann-
te Medianverdienst. 
Die Eurostat-Verdienststruktur-
erhebung bezieht sich auf Unter-
nehmen mit mindestens 10 Ar-
beitnehmern. Nicht mit einge-
schlossen sind Auszubildende. Die
Erhebung umfasst die gesamte
gewerbliche Wirtschaft, also alle
wichtigen Makrosektoren mit
Ausnahme von Landwirtschaft
und öffentlicher Verwaltung. Der
Bruttostundenverdienst bezieht
sich auf Löhne und Gehälter, in-
klusive der Zusatzlohnelemente,
welche die Arbeitnehmer vor Ab-
zug von Steuern und Sozialabga-
ben erhalten. 
Die Studie zeigt, dass der Anteil an

Niedriglohnempfängern in den ein-
zelnen Mitgliedsstaaten sehr stark
variiert. Er ist mit 25,5% in Lett-
land am höchsten und mit 2,6% in
Schweden am niedrigsten. Allge-
mein ist der Anteil in den osteuro-
päischen und baltischen Ländern
sehr hoch, in den nordeuropäischen
und skandinavischen eher gering.
Verschiedene Faktoren spielen hier
mit ein: das allgemeine Wohl-
standsniveau, die Wirtschafts-
struktur, das Bildungsniveau der
Erwerbsbevölkerung, die Ver-

handlungsmacht von Gewerkschaf-
ten, gesetzliche Mindeststunden-
lohn-Regelungen. Doch zurück
zum Medianverdienst. EU-weit be-
trägt der mittlere Bruttostunden-
lohn 13,20 €, in Italien 12,50 €, in
Deutschland 15,70 €, in Österreich
14,0 €. Den höchsten mittleren
Verdienst hat Dänemark (25,50 €),
den niedrigsten Bulgarien (1,70 €).
Wie man sieht, variiert der Medien-
Bruttostundenverdienst im Ver-
hältnis 1 zu 15 sehr stark in den
verschiedenen EU-Ländern. Doch
selbst wenn man die Daten um
Kaufkraftstandards bereinigt - das
heißt die unterschiedlichen Preis-
niveaus zwischen den einzelnen
Ländern berücksichtigt - bleibt die
Spreizung noch deutlich, sie sinkt
allerdings auf 1 zu 5. 
Niedriglohn, das bedeutet in Ita-
lien ein Brutto-Stundenverdienst

von weniger als 8,30 €, in Deutsch-
land von weniger als 10,50 €, in
Österreich von weniger als 9,40 €.
Detail am Rande: Die Mindest-
lohndatenbank der Hans-Böckler-
Stiftung gibt darüber Aufschluss,
dass es in 22 von 28 EU-Staaten ei-
nen gesetzlichen Mindeststunden-
lohn gibt. In Deutschland wurde
2015 der gesetzliche Mindeststun-
denlohn von 8,50 € eingeführt.
2017 wird er auf 8,84 € angehoben.
In Italien wurde diese Möglichkeit
mit dem Jobs Act eröffnet. Doch
die Einführung des Mindeststun-
denlohns scheitert – man mag es
kaum glauben - am Widerstand
der italienischen Gewerkschaften.
Böse Zungen behaupten, mehr als
um das Wohl der Arbeitnehmer-
schaft ginge es ihnen um Einfluss
in der Politik und an den Verhand-
lungstischen.

Wirtschaft quer
von Stefan Perini – Direktor AFI

EU: Jeder sechste Arbeitnehmer
ist Niedriglohn-empfänger

Alle vier Jahre erhebt das europäische Statistikamt Eurostat die
Lohn- und Gehaltsstruktur in den Ländern Europas. Und belegt
schwarz auf weiß: Die Unterschiede sind immer noch enorm.

Einkommen 

N. 193/07.01.2017

Die ASTAT-Mitteilung, die
vergangene Woche veröffent-

licht wurde, hat es in sich: Die
durchschnittliche Jahres-Brutto-
entlohnung von Arbeitnehmern
ist in neun von zwölf Sektoren der
Privatwirtschaft zwischen 2009
und 2014 inflationsbereinigt um -
2,8% zurückgegangen. Mit hinein
spielt, dass immer mehr Leute
Teilzeit arbeiten. Aber selbst
wenn man nur die Vollzeitkräfte
berücksichtigen würde, beträgt
der Rückgang noch -1,3%. Das ist
sehr bedenklich. Das Minus er-
gibt sich aus einer Kombination
von Wandel der Wirtschaftsstruk-
tur und Entwicklung der Nomi-
nallöhne. Von 2009 bis 2014 ist die-
se zu Ungunsten der Arbeitneh-
merschaft gelaufen. 
Dabei deutete eigentlich alles auf
eine Steigerung der Nominallöh-
ne hin. Die Erwerbskräfte sind
besser ausgebildet, besser qualifi-
ziert, arbeiten vermehrt im

Dienstleistungssektor und sind
„älter“ geworden. Wie sich wis-
senschaftlich belegen lässt, stei-
gen die Löhne mit steigender
Qualifikation (in der Reihung
Lehrling, Arbeiter, Angestellter,

Leitender Mitarbeiter, Führungs-
kraft) und mit fortschreitendem
Alter (Karriere, persönliche Zula-
gen, Dienstalterszulagen).
Nicht so in Südtirol, zumindest
nicht im Zeitraum 2009-2014. Wie
in der ASTAT-Mitteilung schwarz
auf weiß steht, sind die durch-
schnittlichen Jahres-Bruttoent-
lohnungen in allen Altersklassen
gesunken – außer in der letzten,
der Klasse 60+, und zwar in einer
Größenordnung von bis zu -6%.
Sie sind auch für alle beruflichen
Qualifikationen gesunken, außer
für die Lehrlinge. Sie sind in neun
der zwölf untersuchten Sektoren
real zurückgegangen. Will heißen:
Würde man das Ergebnis um den
Alterungseffekt und den Qualifi-
kationseffekt bereinigen, dann

fiele der reale Rückgang der Jah-
resbruttoentlohnungen noch viel
markanter aus als der ausgewie-
sene Schnitt von -2,8%.
Außerdem ist zu bedenken, dass
das ASTAT mit seinen Zahlen
auch die Ungleichverteilung der
Jahresbruttoentlohnungen be-
leuchtet. Die ersten sieben Dezile
liegen nämlich jeweils unter dem
Gesamtdurchschnitt. Für den
Statistiker ist das ein klares Zei-
chen für die Ungleichheit in der
Verteilung von Entlohnungen.
Tatsache ist jedenfalls, dass Süd-
tirols Arbeitnehmer in all diesen
Jahren nicht einmal inflations-
feste Löhne erreichen konnten,
trotz des Auftriebs durch Wirt-
schaftsstruktur, Alterung und
Qualifizierung.

Wirtschaft quer
von Stefan Perini – Direktor AFI Verlierer

Die Arbeitnehmer in der Privatwirtschaft sind die 
Verlierer der Krise. Unter Berücksichtigung der 
Inflation sind die Löhne im Gesamtdurchschnitt 
zwischen 2009 und 2014 um -2,8% gesunken. 

N. 182/22.10.2016
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Sie soll nicht zu hoch sein, aber
auch keine ist nicht recht. Eine

kontinuierliche, aber gleichzeitig
nur mäßige Inflation lässt die
Wirtschaft am besten gedeihen –
so die Theorie. Die Realität: Seit
mittlerweile vier Jahren entwi-
ckeln sich die Inflationsraten in
den europäischen Ländern rück-
läufig – zeitweilig verharrten sie
am Nullpunkt. Um das Wachstum
wieder anzukurbeln und die Verän-
derung der Verbraucherpreise auf
den Richtwert von 2% zu bringen,
hat die Europäische Zentralbank
(EZB) mit konventionellen und un-
konventionellen Mitteln die Geld-
zügel gelockert – vor allem mit
dem milliardenschweren QE-Pro-
gramm („Quantitative Easing“).
Doch auch ohne diese Maßnah-
men könnte die Inflation bald zu-
rück sein. Wien, Samstag, 3. De-
zember. Mehr als 20 Staaten aus
den OPEC-Ländern verpflichten
sich, ihre Ölförderungen zu dros-

seln. Das alte Ölkartell zeigt noch
einmal seine Macht. Die Märkte
waren beeindruckt. Die Ölpreise
schnellten auf den höchsten Stand
seit 18 Monaten. Knapp 58 US-$
kostete zwischenzeitlich das Bar-
rel Öl. Zentrale Frage ist nun, wie
die US-Erdölindustrie reagieren

wird. Es gilt als sicher, dass die
Ölförderung in den Vereinigten
Staaten steigen wird. Die Frage
ist nur, wie schnell. Denn wenn die
Erdölpreise steigen, dann lohnt
sich das in Nordamerika verbrei-
tete „Fracking“ wieder stärker.
Und dass der künftige US-Präsi-
dent Donald Trump einen Um-
weltminister ernennt, der der Öl-
industrie nahe steht, lässt erah-
nen, welche Politik die Vereinig-
ten Staaten in den nächsten Jah-
ren verfolgen.
Zwar sind die Wirtschaftssysteme
heute nicht mehr so stark vom
Erdöl abhängig wie in den 1970er
Jahren. Man denke zurück: Infolge
des Erdölpreis-Schocks von 1973
stieg die Inflation in Italien rapide
an und bewegte sich bis 1984 im
zweistelligen Bereich. Doch die
Kostenstrukturen der Unterneh-

men sind heute andere als vor 40
Jahren. Es ist daher nicht zu er-
warten, dass die Inflationsraten so
stark wie damals ausschlagen,
wenn der Rohstoff Öl teurer wird.
Das zeigt die jüngste Vergangen-
heit. Als Mitte 2008 Rohöl zwi-
schenzeitlich auf bis zu 140 US-$
pro Barrel anstieg, zeigte sich das
in Südtirol durch einen Anstieg der
Inflationsrate auf 4,8%. 
Vorausgesetzt, die OPEC-Staaten
halten sich diszipliniert an ihre
Vereinbarung, könnten die Zeiten
des billigen Öls schon bald vorbei
sein. Und EZB-Chef Mario Drag-
hi könnte das Problem stagnie-
render Verbraucherpreise schnel-
ler los sein als ihm lieb ist. Nicht,
weil die Nachfrage wieder an-
zieht, sondern weil höhere Pro-
duktionskosten auf die Verbrau-
cher umgewälzt werden.

Wirtschaft quer
von Stefan Perini – Direktor AFI

Die Rückkehr der Inflation
Die OPEC-Länder einigen sich auf eine Drosselung

der Ölförderung - Donald Trump designiert eine 
Person zum Umweltminister, welche der Erdöl-Lobby

nahesteht. Sind die Zeiten des billigen Öls vorbei?

Wenn man nichts hört, dann
läuft es gut“, sagt man über

das Gastgewerbe. Tatsächlich
hört man zurzeit kaum Gastwirte
klagen. Die Statistik zeigt uns
auch warum, denn die Nächti-
gungszahlen für die ersten sieben
Jahresmonate 2016 sind mittler-
weile verfügbar. Im Vergleich zum
gleichen Zeitraum des Vorjahres
überrascht das Ausmaß der Stei-
gerung: +6,9% an Nächtigungen
insgesamt (+5,7% bei den italieni-
schen, +7,6% bei den deutschen,
+8,7% bei den österreichischen,
+9,4% bei den Schweizer Gästen). 
Der Blick auf den Arbeitsmarkt
zeigt zudem, dass das Gastgewer-
be am stärksten Jobs geschaffen
hat. 2016 wurden in der Südtiroler
Wirtschaft schon in den ersten 8
Monaten etwas mehr als 5.000
neue Jobs geschaffen, davon 1.560
allein im Gastgewerbe: also
+2,7% Zuwachs insgesamt, aber
+6,4% im Gastgewerbe. 

Bei so starken Steigerungen tau-
chen zwei Fragen auf: Erstens,
werden Arbeitsverträge auch im
Gastgewerbe schrittweise von
den Arbeits-Vouchern verdrängt?
Zweitens, ist das Nächtigungs-
plus „real“, oder geht ein Teil der
Steigerung auf eine höhere Mel-
demoral zurück?
Das sagen uns die Daten: Von den
1.560 zusätzlichen Jobs im Gast-
gewerbe sind 860 unbefristete
und 700 befristete Arbeitsverträ-

ge. Wir erkennen also keinen Ver-
drängungseffekt. Auch die Sai-
sonverträge sind nicht im großen
Stil von Arbeits-Voucher ersetzt
worden. Wenn nun die Arbeits-
Voucher im Gastgewerbe ver-
mehrt  zum Einsatz kommen,
dann zusätzlich zu den starken
Zuwachsraten im „offiziellen“ Ar-
beitsmarkt. Dass die Steigerun-
gen nicht durch Geringbeschäfti-
gung „auffrisiert“ werden, belegt
die Tatsache, dass von den ge-
nannten 1.560 neuen Jobs  1.035
Vollzeit- und nur 525 in Teilzeit-
Jobs sind.
Die zweite Frage betrifft den Zu-
sammenhang zwischen den Ar-
beitsmarktzahlen und dem vom
ASTAT ermittelten Nächtigungs-
plus. Die Zahl an Arbeitnehmern
im Gastgewerbe ist in den ersten
8 Jahresmonaten 2016 um +6,4%

zum Vergleichszeitraum des Vor-
jahres angestiegen. Darüber hi-
naus haben Arbeitgeber im Gast-
gewerbe auch noch sehr stark von
Arbeits-Vouchern Gebrauch ge-
macht, um Spitzen auszugleichen.
Da man davon ausgehen kann,
dass niemand Personal einstellt,
wenn es nicht der Moment ver-
langt, muss das Geschäft wohl
noch um einiges besser gelaufen
sein, als das im statistischen
Nächtigungsplus von +6,9%
sichtbar ist. Es stimmt, dass der
Strukturwandel im Südtiroler
Tourismus hin zu hochwertigen
Hotels den Personalbedarf stei-
gen lässt, aber das allein kann die-
sen plötzlichen Beschäftigungszu-
wachs nicht erklären. Viel eher er-
leben wir gerade einen großen
Moment des Auftauchens aus der
Schattenwirtschaft.

Zugmaschine Gastgewerbe
Das Gastgewerbe boomt, das sieht man an den 
Nächtigungszahlen und an den geschaffenen 

Jobs. Sind Steigerungen dieser 
Größenordnung plausibel?

Wirtschaft quer
von Stefan Perini – Direktor AFI

Konjunktur

Konjunktur 

N. 179/24.09.2016

N. 190/17.12.2016
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8 Arbeitnehmer von 10 befinden,
dass die Kluft zwischen Arm und
Reich in Südtirol bedeutend sei
und ein ähnlich großer Anteil ist
der Ansicht, dass sich diese in den
letzten 10 Jahren weiter geöffnet
habe. Weiter noch: Herkunftsfa-
milie und gute Netzwerke bestim-
men stärker, wer es in Südtirol be-
ruflich zu etwas bringt, als Ein-
satz und harte Arbeit.
Ob und wie gut der soziale Aufzug
in Südtirol funktioniert, hat das
AFI kürzlich im Rahmen einer
Tagung hinterfragt. Eine zentrale
Erkenntnis: Im Vergleich zu frü-
her gibt es heute in Italien eine
viel größere Durchlässigkeit zwi-
schen den unteren und den oberen
Stockwerken der Gesellschaft.
Die aktuell verfügbaren Studien
belegen aber auch, dass die He-
ranwachsenden heute mit einer
sehr viel geringeren Wahrschein-
lichkeit eine bessere soziale Stel-
lung in der Mittel- und Ober-

schicht erreichen als ihre Eltern
und sogar ihre älteren Geschwis-
ter.
Einen wesentlichen Grund für
diese geringere Wahrscheinlich-
keit sehen die Sozialforscher in
der Bildungsungleichheit. In der
Tat gebe es auch in Südtirol be-
stimmte sozioökonomische und
kulturelle Faktoren, wie zum Bei-
spiel Herkunft, Geschlecht und
Sprache, welche die Schullauf-
bahn entscheidend beeinflussen
und die von der Schule nicht abge-
ändert werden könnten, heißt es
aus Expertenkreisen.

In diesem Zusammenhang stellt
sich die Frage, inwiefern die fami-
lieninterne Unternehmensnach-
folge einen Bremsfaktor für die
soziale Mobilität darstellt. Denn
wir wissen: Südtirol ist ein Land,
in dem Tradition großgeschrieben
wird. In Familienunternehmen
setzt man vieles daran, den Nach-
kommen bereits im Kindesalter
ihre berufliche Zukunft schmack-
haft zu machen – man rufe sich
Beispiele aus der Hotellerie, Gas-
tronomie oder den Einzelhandel
ins Gedächtnis. Auch Bauernhöfe
werden stets noch vom ältesten
Sohn übernommen, obwohl dieses
Prinzip durch die Novelle des Hö-
fegesetzes aufgeweicht wurde.

Doch selbst wenn Südtirol rela-
tiv traditionsverhaftet ist: Wie
die Wissenschaftler selbst ein-
räumen, ist der familiäre Hinter-
grund heute für die soziale
Durchlässigkeit nicht mehr der
dominierende Faktor. Viel ent-
scheidender sind die Chancen,
die offenstehen, um die soziale
Leiter nach oben klettern zu
können. Chancengleichheit bei
Bildung, Zugang zum Arbeits-
markt und soziale Förderung
sind die Motoren des “sozialen
Aufzugs“. Hier dürfte Südtirol
dank seines intakten Wirt-
schaftsmotors nicht allzu
schlecht dastehen, wenngleich es
immer Luft nach oben gibt.

Wirtschaft quer
von Stefan Perini – Direktor AFI

Tradition: Bremsfaktor für
soziale Mobilität?

Südtirols Unternehmenslandschaft ist geprägt von einer
Vielzahl von Familienunternehmen, in denen die

Weiterführung der Familientradition großgeschrieben
wird. Inwiefern belastet dies die Durchmischung 

der Gesellschaftsschichten?

Sozialpartnerschaft

Sozialpartnerschaft

N. 183/29.10.2016

N. 184/05.11.2016

Der wirtschaftliche Teil des
neuen bereichsübergreifen-

den Kollektivvertrags im Öffentli-
chen Dienst ist unter Dach und
Fach. Die Landesregierung hat
am 25. Oktober die Ermächtigung
zur definitiven Unterzeichnung
des Vertrags erteilt. Der neue
Kollektivvertrag betrifft die Lan-
desverwaltung, den Sanitätsbe-
trieb, die Gemeinden, Altershei-
me, Bezirksgemeinschaften, Kur-
verwaltungen und das WOBI. Für
den Dreijahreszeitraum 2016-
2018 stellt die Landesregierung
somit 125 Mio. € mehr an Gehalt
zur Verfügung. Ein weiterer wirt-
schaftlicher Vorteil spielt jenen
Bediensteten in die Hände, die um
1%  mehr in einen Zusatzrenten-
fond einzahlen. In diesem Fall
wird der Arbeitgeber ebenfalls
1% zuschießen. Darüber hinaus
soll ab 1.Jänner 2018 ein ergän-
zender Gesundheitsfonds einge-
richtet werden.

Der große Wurf, anders als von
Landesregierung und Gewerk-
schaften gefeiert, ist dieses neue
Abkommen aus Arbeitnehmer-
sicht nicht. Die Landesregierung
hätte pro Jahr 167 Mio. € locker
machen müssen, um die Löhne
der Landesangestellten auf das
heutige Niveau der Verbraucher-
preise zu heben. Das hat das AFI
schon vor den Lohnverhandlun-
gen durchgerechnet. Der Hinter-
grund: Der Staat hatte die Beam-
tengehälter 2009 unbefristet ein-
gefroren. Das erklärte der Rech-
nungshof im Juni 2015 als unzu-

lässig. In diesem Zeitraum stieg
die Inflation allerdings um 12,3%.
Wie eine voll zufriedenstellende
Lösung aus der Sicht der öffent-
lich Bediensteten ausgeschaut
hätte? Inflationsausgleich für die
gesamte Zeit des Lohnstopps und
die Anhebung der einzelnen Ge-
haltsstufen im neuen BÜKV 2016-
2018 nach dem aktuellen Index
für Verbraucherpreise in Bozen.
Allein die Anhebung wäre der
Landesregierung im Dreijahres-
zeitraum 500 Mio. € zu stehen ge-
kommen. Mit 125 Mio. € ist sie
also verhältnismäßig glimpflich
davongekommen. Außerdem hat-
te der Arbeitgeber einen Inflati-
onsausgleich für die Vergangen-
heit schon a priori ausgeschlos-
sen. Also wird die eingebüßte
Kaufkraft der Angestellten nicht
rückerstattet. Doch abgesehen

von all diesen Berechnungen hat
der neue bereichsübergreifende
Kollektivvertrag (BÜKV) eine
wichtige Signalfunktion. Die An-
hebung der Gehälter von 40.000
öffentlich Bediensteten verändert
das Lohngefüge in Südtirol und
steigert überdies die Attraktivität
dieses Sektors, beides mit ent-
sprechender Sogwirkung. Da am
Arbeitsmarkt die Vollbeschäfti-
gung wiederhergestellt ist, tun
sich Unternehmer nun schwerer,
geeignete Fachkräfte zu finden.
Gute Unternehmen werden die ei-
genen Fachkräfte im Betrieb an
sich zu binden wissen und werden
sich auch noch die Besten vom
leergefegten Arbeitsmarkt an-
geln. Das heißt, der Markt wird
die Zahlungsbereitschaft der Un-
ternehmen automatisch nach
oben treiben. 

Wirtschaft quer
von Stefan Perini – Direktor AFI

Das Schwungrad ist angestoßen
Für 40.000 öffentlich Bedienstete in Südtirol gibt es mehr

Lohn. Vom 1. Juli 2016 an im Schnitt 40 € brutto und noch einmal 
40 € brutto dazu ab 1. Mai 2017. Das ist in Wirklichkeit nicht viel, 

hat aber eine Signalfunktion: Die Sektoren der Privatwirtschaft 
müssen jetzt nachziehen.
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Weihnachten steht für eine
Zeit des Heils und des Frie-

dens. Mit der Geburt Christi ist
eine neue Moral und Ethik einge-
kehrt. Vieles steht an Weihnach-
ten unter dem Einfluss des Heili-
genscheins. 
Einen anderen Eindruck be-
kommt man, wenn man das allge-
meine Tagesgeschehen in der ita-
lienischen Politik mitverfolgt. Was
in den Städten Rom und Mailand
abläuft, ist wohl alles andere als
ethisch. In Rom steht die Regie-
rung von Virginia Raggi unter
dem akuten Verdacht von Korrup-
tion und Interessenskonflikt.
Ähnliches spielt sich in Mailand
ab, vor allem in Zusammenhang
mit der Vergabe öffentlicher Auf-
träge bei der Expo 2015. In Rom
hatte die 5-Sterne-Bewegung im
Wahlkampf der Korruption in der
Hauptstadt den Kampf angesagt.

Nun ist sie an der Regierung und
steht selbst in der Kritik und mit-
ten drin in Skandalen.
Wären es nur Einzelfälle, könnte
man noch darüber hinwegsehen.
Doch internationale Studien stel-
len ganz allgemein Italien kein gu-
tes Zeugnis in Sachen Transpa-
renz aus. Die wohl renommiertes-
te Quelle in diesen Zusammen-
hang ist das Ranking von Trans-
parency International, das in der
Regel jährlich Ende Jänner veröf-
fentlicht wird. Von 167 Länden,

die in der letzten veröffentlichten
Rangordnung berücksichtigt
wurden, platziert sich Italien auf
Rang 61, hinter Oman und vor der
Türkei. Die Spitzenreiter sind die
skandinavischen Länder Däne-
mark, Finnland und Schweden.
Deutschland ist auf Platz 10,
Österreich auf Platz 16.
Von den römischen Zuständen ist
das „Heilige Land“ Südtirol weit
entfernt – möchte man meinen.
Statistische Erhebungen des AS-
TAT zeigen ein anderes Bild: 3 von
10 Südtirolern glauben, dass Kor-
ruption natürlich und unvermeid-
bar sei. 60% der Südtiroler finden
es sehr oder ziemlich gefährlich,
Korruption anzuzeigen. Ein Drit-
tel der Südtiroler würde Rechnun-
gen eines Freiberuflers schwarz
zahlen, wenn dieser ihnen das vor-

schlagen würde und für knapp
ebenso viele Südtiroler ist Steuer-
hinterziehung nur ein Kavaliers-
delikt. Jeder zweite Südtiroler fin-
det es richtig, einen Job über per-
sönliche Empfehlungen zu erhal-
ten. Letzteres deckt sich wieder-
um mit Erhebungen des AFI. Auf
die Frage, was heute zähle, um be-
ruflich weiterzukommen, antwor-
ten die Südtiroler Arbeitnehmer,
es zählten soziale Herkunft und
Beziehungen mehr als Leistung
und berufliche Fähigkeit.
Der Neujahrsbeginn ist meist die
Stunde der guten Vorsätze. Ein
Vorsatz könnte jener sein, eine ge-
wisse Scheinheiligkeit abzulegen
und in allen Dingen, die mit Kor-
ruption in Verbindung stehen,
mehr Bürgersinn  und Zivilcoura-
ge zu beweisen.

Wirtschaft quer
von Stefan Perini – Direktor AFI Mehr Schein als heilig

Rom, Mailand: Nach wie vor ist Italien stark von 
Korruptionsskandalen gebeutelt. Doch auch 
Südtirol ist gegen die Korruption nicht immun.

Sozialpartnerschaft

N. 191/24.12.2016

Ich will gerade mein ‚Wirt-
schaft Quer‘ für diese Woche

vorbereiten, zum Zukunftstrend
„Nutzen statt Besitzen“, da
hüpft mich aus den Unterlagen
das grottenschlechteste Zitat an,
das mir bekannt ist. In einem
kurzen Moment der Besinnung
entscheide ich, dass es in meinem
persönlichen Ranking sogar
noch zwei weitere übertrifft, die
ich besonders schlecht finde. Das
ruft nach Rache und muss unbe-
dingt niedergeschrieben werden!
Also los geht’s.
Platz 3 der allerschlechtesten Zi-
tate geht an „Wer Visionen hat,
sollte zum Arzt gehen“, ein
Spruch, der dem von mir sonst
hoch geschätzten Helmuth
Schmidt zugeschrieben wird. Man
kann zwar Pragmatismus und Re-
alpolitik gelten lassen, aber das
steht doch in keinem Verhältnis zu
dem, was viele Visionäre – ich
denke da an Erfinder, Entdecker,

Wissenschaftler, Künstler – der
Gesellschaft als Vermächtnis hin-
terlassen haben. Das Bild von ei-
ner besseren Zukunft, der An-
trieb, Neues kennenzulernen, der
Frage nachgehen, was die Welt im
Innersten zusammenhält, das ist
doch der wahre Reiz des Mensch-
seins. Seien wir froh, dass es Men-
schen mit der Gabe gibt, sich die
Zukunft anders und besser vorzu-
stellen – Visionäre eben.
Platz 2 der schlechtesten Zitate:
„Ich traue nur der Statistik, die
ich selbst gefälscht habe“. Diese
Aussage wird Winston Churchill

zugeschrieben, er soll sie aus ei-
nem ganz besonderen Anlass ge-
troffen haben. Dass Zahlen unter-
schiedlich aufbereitet, gelesen
und interpretiert werden können
ist mir nur zu gut bekannt. Was
ich nicht akzeptiere ist, wenn das
Leute in den Mund nehmen, die
schlichtweg keine Statistiken le-
sen können. Dieses geflügelte
Wort darf kein Vorwand sein, sich
nicht mit Fakten auseinanderset-
zen zu wollen.
Und nun zu meinem persönlichen
Platz 1 der schlechtesten Zitate:
„Der Weg ist das Ziel“. Diese
fernöstliche Weisheit mag einen
tieferen Sinn haben, aber im euro-
päischen Kulturkreis ist dieser
Satz vor allem eine beliebte Aus-
rede für Orientierungslose. Wenn
das ein Politiker sagt, dann hat er

Wirtschaft quer
von Stefan Perini – Direktor AFI

Drei schlechte Zitate 
und ein gutes 

Geflügelte Worte sind kleine Lebensweisheiten, 
die der Orientierung dienen können. Wie gefährlich,

wenn man die falschen auswählt.

ganz einfach keinen Plan – und
spielt auf Zeit. 
Viel besser klingt: „Wer das Ziel
nicht kennt, kann den Weg nicht
finden“. Vor mehr als einem Jahr-
hundert hatte Henry Ford eine
Vision: Jeder Amerikaner soll sich
ein Auto leisten können. Ford hat
Wege gefunden, um seine Vision
zu verwirklichen. Besessen von
ihren Ideen waren auch Newton,
Einstein, Leonardo da Vinci, Mi-
chelangelo, um nur einige zu nen-
nen. Oder Archimedes von Syra-
kus. Als er in der Badewanne das
nach ihm benannte Archimedi-
sche Prinzip entdeckte, soll er auf-
gesprungen und noch nackt durch
die Stadt gelaufen sein, aufgeregt
und laut „Heureka!“, „Ich hab’s!“
rufend. Ohne Leidenschaft läuft
es eben nicht.

N. 195/21.01.2016
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Es ist die Meldung, mit wel-
cher der Internationale Wäh-

rungsfonds diese Woche hat auf-
horchen lassen: Die weltweiten
Schulden haben den Rekordstand
von 152 Billionen Dollar erreicht.
Dies entspricht 225 % der globa-
len Wirtschaftsleistung. Verein-
facht ausgedrückt: Alle Erwerbs-
kräfte der Welt müssten 2 Jahre
und 3 Monate gratis arbeiten, um
den Schuldenberg abzubauen.
Der IWF hebt weiter hervor:
Während in den USA seit der Fi-
nanzkrise 2008 Schulden abge-
baut worden sind, haben diese ins-
besondere in China und Brasilien
deutlich zugelegt. Die IWF-Ex-
perten sehen das mit Sorge. Sta-
tistiken über staatliche und priva-
te Verschuldung haben seit dem
Konkurs der Investmentbank
Lehman Brothers und dessen Fol-
gen Hochkonjunktur. Schade nur,
dass sie unvollständig und somit
wenig aussagekräftig sind. 

Der erste Fehler: Der Schulden-
berg wird in Bezug zum Bruttoin-
landsprodukt gesetzt. Man ver-
gleicht damit eine Bestandsgröße
mit einer Flussgröße. Die so ge-
wonnene Verhältniszahl sagt bes-
tenfalls aus, wie viele Jahre es
bräuchte, um Schulden vollstän-
dig abzubauen, wenn die ganze
Wirtschaftsleistung eines Jahres
in die Tilgung der Schulden flie-
ßen würde. Aussagefähiger wäre
schon der Vergleich zwischen
Schulden und Vermögen, bilanz-
technisch gesprochen zwischen
Passiva und Aktiva. Wenn ein
Staat Schulden macht, dann nicht
grundlos. Er setzt das geliehene
Geld ein für den Bau von Straßen,
Schulen, Krankenhäusern, sozia-

lem Wohnbau. Damit sind Vermö-
genswerte entstanden! Das Land
Südtirol beispielsweise hat ein
Vermögen in der Höhe von 8,18
Mrd. € (Stand: 2014) in seinen
Büchern stehen. Den größten Teil
des Landesvermögens machen
übrigens die Straßen im Wert von
2,668 Mrd. € aus. Nach dieser Lo-
gik könnte eine hohe Staatsver-
schuldung dann in Kauf genom-
men werden, wenn dieser ein ho-
her Wert an Staatsvermögen ge-
genübersteht. 
Der zweite Fehler: Summiertes
Vermögen und summierte Schul-
den sagen nichts aus über deren
Verteilung. Die Tatsache, dass je-
mand ein Bankdarlehen von einer
Milliarde Euro hat, ist ja nicht als
Schieflage zu werten, wenn man
damit zum Beispiel ein Haus zum
selben Gegenwert erworben hat,

das Rendite abwirft. Die Frage ist
vielmehr, ob diejenigen, welche
Schulden haben, auch die entspre-
chenden Vermögenswerte besit-
zen. Wenn wir den Gedanken auf
die Spitze treiben, dann können
wir uns leicht vorstellen, dass es
nur schuldenfrei Vermögende und
besitzlos Verschuldete gibt. Das
zeigt uns in reiner Form an, was
für eine große Ungleichheit es in
einer Gesellschaft geben könnte,
eine Ungleichheit, die von den
Statistiken nicht erfasst würde.
Denn ausschlaggebend ist am
Ende, wer in einer Gesellschaft
das Vermögen hat und wer die
Schulden.  Eine korrekte Abbil-
dung der Vermögens- und Schul-
denverteilung in der Statistik
wäre zentral, um eine vernünftige
Umverteilungspolitik vornehmen
zu können.

Schulden einmal 
anders gelesen

Sind wir wirklich jene hoffnungslos überschuldete Gesellschaft,
als die man uns mit Hilfe der Statistik immer wieder darstellt?

Oder ist das Bild einfach nur unvollständig?

Wirtschaft quer
von Stefan Perini – Direktor AFI

Welfare

Welfare

N. 176/03.09.2016

Schreckensmeldungen folgen ei-
nem altbekannten Muster. Die

erste Phase ist jene des Entset-
zens. Die Emotionen haben Vor-
rang – es geht um Tote und Ver-
letzte, man bangt um Menschenle-
ben. Unmittelbar darauf folgt die
Phase der Anklage: Wie konnte es
dazu kommen? Hätte die Katastro-
phe vermieden werden können?
Wer sind die Entscheidungsträger,
die zur Verantwortung gezogen
werden können? Die letzte Phase
müsste eigentlich jene der Er-
kenntnis sein. Jene, die Lehren
aus dem Geschehenen zieht. 
Erdbebenkatastrophe vom 24. Au-
gust in Mittelitalien. Die Doku-
mente der Regierung sprechen
von 293 Toten und 285 Verletzten.
Aktuell bewegen wir uns zwischen
Phase eins und zwei. Mittlerweile
weiß man Einiges über das Ge-
samtausmaß der Naturkatastro-
phe. Mehrere Schätzungen sind
verfügbar. Sicher, Naturereignisse

wie Erdbeben, Überschwemmun-
gen, Erdrutsche und Wirbelstür-
me sind nie berechenbar und kön-
nen auch nie gänzlich ausgeschal-
ten werden. Sehr wohl aber kön-
nen die Risiken für Menschen auf
ein Minimum reduziert werten.
Zum Beispiel, indem richtig ge-
baut und notwendige Sicherungs-
arbeiten durchgeführt werden.
Die Erdbebenkatastrophe in Mit-
telitalien ist nicht nur eine

menschliche Tragödie. Auch rein
wirtschaftlich wurden Unsummen
an Volksvermögen vernichtet.
Laut dem gesamtstaatlichen Rat
der Ingenieure wurden für den
Wiederaufbau nach Erdbeben in
Italien von 1968 bis 2014 insge-
samt 121,6 Mrd. € ausgegeben.
Auf das Jahr gerechnet sind das
2,6 Mrd. € Steuergeld. Ohne
Zweifel eine zusätzliche Belas-
tung für die öffentlichen Haushal-
te. Wie in den Bereichen Gesund-
heit und Soziales wäre auch hier
angesagt, auf Prävention zu set-
zen. Das heißt, standfest zu blei-
ben gegenüber jenen, die Investi-
tionen in den Zivilschutz nur als
Kostenfaktor sehen. Ein schwieri-
ges Unterfangen bei immer stren-
geren Budgetvorgaben und er-
höhtem Rechtfertigungsdruck

von Führungskräften im öffentli-
chen Dienst.
Italien wird nachgesagt, es hätte
eine gute Solidaritätskultur, aber
eben keine Präventionskultur.
Auch in Südtirol sind Solidaritäts-
aktionen für die Erdbebenopfer in
Mittelitalien angelaufen. Wer in
bestimmten Gastbetrieben „pasta
all´amatriciana“ isst, lässt den
Erdbebenopfern 2 € zukommen.
Die Aktion ist lobenswert, greift
aber zu kurz. Wir sollten vielmehr
in unserem Wertesystem das So-
ziale und die Umwelt auf eine
Ebene mit der Wirtschaft stellen,
anstatt beide der Wirtschaft un-
terzuordnen. 
Das Denken in weiteren Horizonten
und größeren Zusammenhängen
würde das bringen, was wir wirklich
wollen: Weiterentwicklung.

Amatrice
Was sind 293 Menschenleben wert? Die Erdbebenkatastrophe 

in Mittelitalien rückt die Bedeutung von öffentlichen
Investitionen in Zivil- und Landschaftsschutz wieder in den 

Vordergrund. Wobei man feststellen muss: Italien glänzt in 
der Solidarität und wankt in der Prävention.

Wirtschaft quer
von Stefan Perini – Direktor AFI
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Die Eckpunkte des Landes-
haushalts 2017 wurden den

Sozialpartnern vom Landeshaupt-
mann höchstpersönlich schon am 6.
September vorgestellt. Positiv be-
urteilte der Unternehmerverband
die geplanten Steuersenkungen für
Unternehmen und Familien sowie
die Förderung von Export und In-
novation. Er forderte eine zügigere
Verwaltungsreform und einen re-
formierten Sanitätsbetrieb mit ein-
heitlicher Informatik. Die Gewerk-
schaften übten rege Kritik.  Nur
die Senkung des IRPEF-Zuschla-
ges sei umgesetzt worden, alles an-
dere aus dem zu Beginn der Legis-
latur vorgelegten 10-Punkte Pro-
gramm sei auf der Strecke geblie-
ben, darunter soziale Abfederun-
gen, engere Kriterien bei der
IRAP-Senkung, die Überarbeitung
der EEVE, den vereinfachten Be-
zug bei Sozialleistungen und eine
neue Wohnbaupolitik. Schein und
Wirklichkeit liegen zuweilen weit

auseinander. Der Landeshaushalt
ist ein Paradebeispiel dafür. Der
Schein ist das Theaterstück, das
Regierung und Opposition, Arbeit-
geberverbände und Arbeitnehmer-
vertretungen regelmäßig geben.
Wirklichkeit ist, was eine Handvoll
Techniker wissen und Führungs-
kräfte der Landesverwaltung in ih-
ren Ämtern selbst erleben. 
Zwar dürfte den Landtagsabge-
ordneten und Sozialpartnern
nicht entgangen sein, dass 2016
ein Schlüsseljahr gewesen ist.
Grund dafür ist ein Staatsgesetz,
das auf die Harmonisierung der

öffentlichen Haushalte abzielt.
Um die Staatsausgaben zu zügeln,
greift der Staat zu einem unkon-
ventionellen Mittel. Er bestimmt,
dass Verwaltungsüberschüsse
nicht mehr auf das Folgejahr
übertragen werden dürfen. Die
Körperschaft, die nicht in der
Lage ist, das zugesprochene Bud-
get im Bezugsjahr auszugeben,
hat das übrige Geld verloren. Wer
die komplexen Abläufe der öffent-
lichen Verwaltung kennt, weiß,
dass es so gut wie unmöglich ist,
das Budget innerhalb des Kalen-
derjahres restlos aufzubrauchen.
Die Landesregierung hat über
die SVP-Abgeordneten in Rom in-
terveniert und Teilerfolge einge-
fahren. Nicht ohne Stolz vermel-
dete Daniel Alfreider am 24. No-
vember, dass Südtirol und das
Trentino 2017 je 70 Mio. € und

2018 bis 2030 je 50 Mio. € an Ver-
waltungsüberschüssen pro Jahr
und Provinz behalten dürfen. Das
sind bis 2030 unterm Strich 1,45
Mrd. €, die im Land bleiben.
Noch unklar ist, was mit den rest-
lichen Verwaltungsüberschüssen
passiert. Persönlich würde ich da-
für plädieren, zwischenzeitlich so
viel Geld wie möglich in die Re-
servefonds zu „parken“, um sie in
danach unter Umständen in den
Rotationsfond hinüberschieben
zu können. Das Durchforsten
überdotierter Ausgabekapitel er-
ledigen einige fleißige Landesbe-
dienstete in Samstags- und Sonn-
tagsarbeit. Damit das Theater ein
Ende findet und wir bis Weih-
nachten einen genehmigten Lan-
deshaushalt 2017 haben. Und in
den öffentlichen Einrichtungen
endlich Planungssicherheit!

Wirtschaft quer
von Stefan Perini – Direktor AFI

Landeshaushalt zwischen
Schein und Sein

In wenigen Tagen geht der Streit um den Landeshaushalt
2017 in eine neue Runde. Reines Theater. Die wichtigen 

Entscheidungen fallen (zum Glück) anderswo. 
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Mit der Pflegesicherung hat
Südtirol etwas Einzigarti-

ges geschaffen. Diese Wohlfahrts-
leistung – dem Posten im Landes-
haushalt nach die wichtigste – ist
Gegenstand einer AFI-Studie, die
zur Jahresmitte 2016 vorgestellt
wurde. Umso erfreulicher ist,
dass einige der Empfehlungen
aus der Studie nun umgesetzt
werden. Vor kurzem hat die Lan-
desregierung nämlich zwei
Grundsatzentscheidungen getrof-
fen. Beim Pflegegeld sollen ein-
mal die Sachleistungen ausgebaut
und zum zweiten soll den Nutznie-
ßern mehr Vertrauen entgegen-
gebracht und die Kontrollbesuche
eingeschränkt werden. 
Den richtigen Mix zwischen Geld-
und Sachleistungen zu finden ist
wahrlich kein leichtes Unterfan-
gen. Der Blick auf die Wohlfahrts-
staatsmodelle in Europa zeigt
aber, dass Staaten, die stark auf
Sachleistungen setzen, tenden-

ziell eine bessere Wirkung erzie-
len als jene, die Geldbeiträge ge-
währen. 
In Zukunft setzt Südtirols Pflegesi-
cherung vermehrt auf Sachleistun-
gen. Allerdings nur, wenn bei der
Einstufung ein spezifischer Bedarf
dafür festgestellt wird. Die Sach-
leistungen werden dann durch pri-

vate oder öffentlich akkreditierte
Dienste erbracht. Während Pflege-
gutscheine bisher nur beim öffent-
lichen Hauspflegedienst eingelöst
werden durften, soll mit der Neu-
ausrichtung das Angebot breiter
gefächert und auch von angemelde-
ten Privatpersonen erbracht wer-
den können.
Die nichtangekündigten Kontroll-
besuche bei Pflegegeldempfän-
gern, die zudem aufwändig sind,
finden nur mehr in akuten Ver-
dachtsfällen statt. Im Gegenzug
wird das bei der Einstufung er-
mittelte Pflegegeld unverändert,
aber nur mehr auf drei Jahre aus-
bezahlt. Drei Monate vor Ablauf
der Frist ist ein neues ärztliches
Zeugnis vorzulegen. Man kann
zwar teilen, dass eine Wohlfahrts-
leistung nicht „für immer und
ewig“ ist, gleichzeitig muss aber

auch darauf geachtet werden,
dass der bürokratische Aufwand
nicht überhandnimmt. Entschei-
dend werden deshalb die Ausnah-
meregelungen sein. Der Landes-
regierung schwebt vor, dass die
Drei-Jahres-Grenze für die Über-
90-Jährigen und in Fällen von
schwerer Behinderung nicht gel-
ten soll.
Es ist wichtig, dass soziale Leis-
tungen periodisch evaluiert wer-
den. Um Missverständnisse aus-
zuräumen: Wirksamkeit bedeutet
nicht zwingend eine Koppelung
der Leistung an die Vermögens-
und Einkommenserklärung EEVE.
Wirksamkeit bedeutet, dass die
Absicht von Gesetzen und Maß-
nahmen in der Tat eintrifft. 
Es ist gut, dass das Feilen am Vor-
zeigemodell Pflegesicherung wei-
tergeht.

Wirtschaft quer
von Stefan Perini – Direktor AFI

Feilen am Modell
Wohlfahrtsleitungen müssen stets auf ihre

Wirksamkeit hin geprüft und der Zeit angepasst 
werden. Das tut die Landesregierung beim Pflegegeld.

Dafür gebührt ihr Lob und Anerkennung.
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„Eigenheim, Glück allein“.
Das passt, frei nach dem al-
ten Sprichwort, einfach gut
zu uns Südtirolern. Aber
das war nicht immer so. Im
Jahr 1951 wohnten 40 % der
Südtiroler in Eigentum,
aber 53% in Miete, ergab
die Volkszählung damals.
Dies sollte sich gründlich
ändern. Das Land Südtirol
war ab dem zweiten Autono-
miestatut 1972 darauf aus-
gelegt, allen Südtiroler Fa-
milien den Weg zum Eigenheim zu
ebnen. Aktuell (2011) sind 69%
des Wohnbestandes Eigentum,
nur 25% sind gemietet. 
Die Eigentumswohnung hat für
die Südtiroler immer noch einen
hohen gesellschaftlichen Stellen-
wert. Die Ergebnisse des jüngs-
ten AFI-Barometers belegen es
deutlich. 61% der befragten Ar-
beitnehmer sehen darin eine In-
vestition in die eigene Zukunft,

57% sehen es als Hinterlassen-
schaft an die Kinder. Für weitere
45% ist es ein Schutz für die Fami-
lie. Und so kommt es, dass die
Südtiroler bis zum heutigen Tag
fleißig Wohneigentum kaufen.
Das zeigen die Zahlen der Wohn-
bauförderung ebenso wie die Kre-
ditdaten der Banken.
Doch am sonnigen Südtiroler
Himmel ziehen Wolken auf. Im-
mer mehr Südtiroler sehen in den

hohen Immobilienpreisen eine
fast überwindbare Hürde. Ein
normaler Lohn und der Kaufpreis
einer Wohnung passen immer we-
niger zusammen. In der Wahrneh-
mung vieler Arbeitnehmer
schwindet ein Traum.
Das wirft die Frage auf, inwiefern
das Prinzip Eigentum noch zeit-
gemäß ist. Denken wir an die klei-
neren Haushalte, die steigenden
Trennungs- und Scheidungsraten,
an die vielen Patchworkfamilien,
die Wechsel von Beruf oder Wohn-
ort. Ist das Eigenheim vor diesem
Hintergrund noch ein Schutz oder
nicht eher eine tickende Zeitbom-
be? Gerade die Wohnungsfrage
kann bei Trennung oder Schei-
dung den einen oder anderen
Partner in arge finanzielle Nöte

stürzen. Zahlt es sich aus, über
Jahrzehnte klemmen zu müssen
und weniger zu leben, nur um ei-
nen Wohnungskredit abzahlen zu
können?
Dabei wollen wir Südtiroler längst
nicht alles besitzen. Wir leihen
uns Rodeln, Ski und Fahrräder.
Sogar mit anderen sich ein Auto
teilen („car-sharing“) wird mo-
dern. Warum sollte der Trend
„Mieten statt Kaufen“ nicht auch
auf das Wohnen überschwappen?
In Nordeuropa und besonders in
Skandinavien – also Länder, die
Vorbilder für Chancengleichheit,
soziale Mobilität und Wohlstand
sind – ist der Anteil an Mietwoh-
nungen sehr hoch und die Ver-
schuldung von Familien aufgrund
von Wohnungskauf sehr niedrig.

Wirtschaft quer
von Stefan Perini – Direktor AFI

Vom Eigentum zur 
Nutzung

Fahrrad, Ski, Rodel, Auto: Vieles wird bereits 
geliehen und gemietet statt gekauft. Bei der 

Wohnung weniger. Da hängen wir Südtiroler 
noch sehr am Eigenheim.

Krasse gesellschaftli-
che und wirtschaftli-

che Ungleichheiten, wie
sie immer mehr zutage
treten, kann sich niemand
wünschen – schon aus rein
ethischen Gründen nicht.
Was Wunder, wenn politi-
sche Entscheidungsträger
verstärkt das Wort soziale
Gerechtigkeit in den Mund
nehmen. Leider wissen die
wenigsten, wie eine soziale
Ausgewogenheit zu errei-
chen ist.
Die OECD (Organisation
für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwick-
lung) hat in langjähriger For-
schungsarbeit die Erfahrungen
vieler Staaten ausgewertet und ei-
nen „Baukasten“ zusammenge-
stellt, der Ungleichheiten eineb-
nen hilft. Die vier wichtigsten
„Werkzeuge“ sind Arbeitsmarkt,
Steuern, Wohlfahrt und öffentli-

che Investitionen. Je mehr und je
ausgewogener Junge und Alte,
Männer und Frauen am Arbeits-
markt teilnehmen, desto besser
stehen die Chancen für eine ge-
rechte Gesellschaft. Positiv ste-
chen jene Länder hervor, in denen
das unbefristete Arbeitsverhält-

nis die Hauptvertragsform dar-
stellt und wo atypische Arbeits-
formen nur am Rande vorkom-
men. Weitere gute Voraussetzung:
wenn Löhne zeitnah nachverhan-
delt werden und es konkrete Er-
gebnisse gibt.
Die Steuern müssen weg von Ein-
kommen aus Arbeit und hin zu
den Vermögen, den Renditen und
auch den Immobilien, die über
den Grundbedarf einer Familie hi-
nausgehen. Einkommen müssen
progressiv besteuert werden.
Entschieden zu forcieren ist der
Kampf gegen die Steuerhinterzie-
hung und Steuerflucht. 
Die öffentliche Wohlfahrt muss die
Grundbedürfnisse universell abde-
cken, etwa über eine soziale Min-
destsicherung. Zusatzleistungen
gibt es nach Bedarfsprüfung oder

einkommensabhängig. Für ar-
mutsgefährdete Menschen (Ar-
beitslose, gering Beschäftigte, al-
leinlebende Senioren, Alleinerzie-
hende, Großfamilien, Zuwanderer)
sind Sondermaßnahmen nötig. 
Die öffentlichen Investitionen in
ein hochwertiges und allen zu-
gängliches Bildungssystem sind
die beste Voraussetzung für
Chancengleichheit. Auch die
Kleinkindbetreuung wirft eine
hohe Bildungsrendite ab. Nicht zu
vergessen die Non-Profit-Organi-
sationen und das Ehrenamt. Sie
sorgen für den sozialen Kitt. Zwi-
schen ESF-Skandal, sinkenden
Landesbeiträgen und dem immer
komplexeren Zugang zu öffentli-
chen Ausschreibungen hat dieser
Sektor in Südtirol auch schon bes-
sere Zeiten erlebt.

Wirtschaft quer
von Stefan Perini – Direktor AFI

Der Baukasten für soziale
Gerechtigkeit

Die immer größeren wirtschaftlichen und gesellschaftlichen 
Ungleichheiten werden mehr und mehr Gegenstand 

öffentlichen Interesses. Die OECD zeigt auf, wie 
und wo man handeln muss.
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Als klassisches Durchzugsland
schleust Südtirol viele Waren

aus dem deutschen in den italieni-
schen Wirtschaftsraum. Gleich-
zeitig importieren Südtirols Un-
ternehmen Rohstoffe und Halb-
fertigprodukte vorwiegend aus
Norditalien. Bedingt durch die
kleinbetriebliche Struktur ist der
Warenhandel mit dem Ausland
nicht annähernd so stark entwi-
ckelt wie beispielsweise im Veneto
oder in Bayern. Stark ist Südtirol
aber im Tourismus. So stark wie
keine andere italienische Provinz
mit Ausnahme von Rimini. Umge-
kehrt findet ein gewisser Kauf-
kraftabfluss statt, weil Südtiroler
auch außerhalb des Landes ein-
kaufen. Wie schaut nun die Bilanz
all dieser Waren- und Kaufkraft-
flüsse unterm Strich aus?
Die Antwort findet sich in der AS-
TAT-Mitteilung Nr. 63/2014, wo
die sogenannte Input-Output-Ta-
belle den Wirtschaftskreislauf in

Südtirol vereinfacht darstellt. Da-
mit lässt sich die Verflechtung der
heimischen Wirtschaft mit dem
restlichen Staatsgebiet und mit
dem Ausland ableiten. Und hier
zeigt sich die wahre Außenorien-
tierung Südtirols.
Beginnen wir mit den auswärti-
gen Handelsbeziehungen. Die
Ausgaben der Touristen in Südti-
rol gelten als Export, weil damit

ja Kaufkraft ins Land fließt. Die
Ausgaben der Südtiroler im Aus-
land gelten als Import, weil es ein
Kaufkraftabfluss ist. So gerech-
net exportiert Südtirol Leistun-
gen (Warenausfuhr plus Touris-
ten) im Gesamtwert von 6.471
Mio. €. Im Gegenzug importiert
Südtirol Leistungen (Warenein-
fuhr plus Auslandsausgaben von
Südtirolern) im Wert von 4.047
Mio. €. Der grenzüberschreiten-
de Saldo ist mit 2.424 Mio. € ein-
deutig positiv.
Anders die Wirtschaftsbeziehun-
gen Südtirols zum restlichen
Staatsgebiet. Die Ausfuhr von
Waren in andere Provinzen und
die italienischen Touristen
schwemmen Kaufkraft im Wert
von 6.767 Mio. € ins Land. Durch
unsere Einkäufe in anderen italie-
nischen Regionen fließen hinge-

gen 7.579 Mio. € an Kaufkraft aus
Südtirol ab. Der „interregionale“
Saldo fällt mit minus 812 Mio. €
negativ aus.
Das ASTAT mahnt in der Inter-
pretation der Zahlen zur Acht-
samkeit. Abhängig vom Export-
wert, den man mit dem BIP ins
Verhältnis setzt, erhält man für
Südtirol folgende Ergebnisse:
22,0%, wenn nur der Export von
Gütern ins Ausland berücksich-
tigt wird; 51,1%, wenn auch der
Export von Gütern in die anderen
Regionen Italiens berücksichtigt
wird; 70,6%, wenn auch die Aus-
gaben der Nicht-Wohnbevölke-
rung hinzugezählt werden. Zum
Vergleich: Letzterer Wert beträgt
für Italien 28,4%. 
Von wegen eingeigelt! Südtirol ist
ein ausgesprochen außenorien-
tiertes Land. 

Südtirol – von wegen 
niedrige Exportquote!

Die Außenhandelsstatistiken verleiten zur Annahme, 
Südtirol sei exportträge. In Wirklichkeit ist kaum eine Region 

so außenorientiert wie Südtirol.

Wirtschaft quer
von Stefan Perini – Direktor AFI

Wirtschaftspolitik

Wirtschaftspolitik
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Im Zuge der letzten Wirtschafts-
krise sackte die volkswirtschaftli-
che Nachfrage europaweit merk-
lich ab. Mit dem Ziel, die Investi-
tionen wieder anzukurbeln, hat
die Europäische Kommission
Ende 2014 den sogenannten „Jun-
cker-Plan“ ins Leben gerufen.
Diese Investitionsoffensive fußt
auf drei Säulen: auf einen Garan-
tiefonds für strategische Investi-
tionen mit besonders hohem Risi-
koprofil, ein Portal für europäi-
sche Investitionsvorhaben und
eine Agenda zur Verbesserung
der Rahmenbedingungen für In-
vestitionen. Wie es um den „Jun-
cker-Plan“ knapp ein Jahr nach
Inkrafttreten steht, geht aus dem
Fortschrittsbericht von Prome-
teia hervor – ein Wirtschaftsfor-
schungsinstitut mit Sitz in Bolog-
na, das dem früheren Premiermi-
nister Prodi nahesteht. 
Das Institut stellt fest, dass sich
die Tätigkeiten bislang sehr stark

auf die erste Säule – die strategi-
schen Investitionen – konzen-
triert haben. Die von der Europäi-
schen Investitionsbank (EIB) ge-
nehmigten Infrastruktur – und
Innovationsprojekte sind 57 an
der Zahl und betreffen Finanzie-
rungen in Höhe von 7,8 Mrd. €.
Die Finanzierungsvereinbarun-
gen mit KMU, die von der EIB
gezeichnet wurden, waren 165, für
einen Gegenwert von 3,4 Mrd. €.
In Sachen genehmigte Projekte
ist Italien der aktivste von den 25
am Juncker-Plan beteiligten EU-
Staaten, gefolgt von Frankreich

und Großbritannien. Italien zählt
8 Infrastruktur- und Innovations-
projekte für einen erwarteten In-
vestitionswert von 4,8 Mrd. € und
25 Finanzierungsvereinbarungen
mit KMU für 7,8 Mrd. €. Die 8
Großprojekte betreffen die Mo-
dernisierung der Anlagen für die
Einführung neuer Produkte (Ar-
vedi), die Installation von innova-
tiven Technologien für den Pro-
duktionsprozess (Novamont), den
Ankauf von Zügen (Trenitalia)
und von Schiffen für den Trans-
port von Fahrzeugen (Euromed),
die Installation von elektroni-
schen Verbrauchszählern (2i Rete
gas), die Entwicklung von Breit-
bandnetzen (Telecom Italia), die
Verbesserung der Energieeffi-
zienz (Raffineria di Milazzo) und
den Ausbau der dritten Fahrspur
der Autobahn A4 (Autovie Vene-
zia). Prometeia geht davon aus,

dass Italien in den nächsten Mo-
naten auch Projekte einreichen
wird, die vom Staat mitfinanziert
werden. Die italienische Regie-
rung hat Investitionen in Höhe
von 946 Mio. € geplant, die in den
Juncker-Plan eingefügt werden
sollen und sich im Rahmen der
Flexibilisierungsklausel von 0,3%
des BIP bewegen, für die Minis-
terpräsident Renzi die Europäi-
schen Kommission gewinnen will.
Dazu gehören der Ausbau des
Breitbandnetzes und wichtige In-
frastrukturprojekte wie Pede-
montana Veneta und Pedemonta-
na Lombardia.
Solange die EU an ihrer restrikti-
ven Haushaltspolitik festhält, ist
der Juncker-Plan ein Schlupfloch,
um zukunftsweisende öffentliche
Investitionen zu tätigen und somit
den Wirtschaftsstandort aufzu-
werten.

Italien an der Spitze
Dass Italien in Wirtschaftstatistiken positiv auffällt, hat
Seltenheitswert. In der Beteiligung am europäischen

Juncker-Plan hat Italien die Nase vorn. 

Wirtschaft quer
von Stefan Perini – Direktor AFI
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Meinen Standpunkt in Sachen
Brennercom habe ich schon

vor rund 16 Monaten deutlich 
gemacht („Allgemeingut Breit-
band“/Wirtschaft Quer 20.06.2015):
Aufgabe der Politik ist es, 
neben dem gesetzlich-bürokrati-
schen Rahmen für die Bereitstel-
lung der Infrastruktur zu sorgen.
Nur so kann Chancengleichheit
sichergestellt werden, nur so
kann fairer Wettbewerb für alle
Privaten zu gleichen Bedingun-
gen stattfinden. Nun ist es Lan-
deshauptmann Arno Kompatscher
und seinem Team recht gut gelun-
gen, das öffentlich-private Kon-
strukt Brennercom zu entflech-
ten. Jetzt gibt es eine klare Tren-
nung zwischen der öffentlichen
Infrastruktur und den privaten
Betreibern von Diensten, die sich
gerne im Wettbewerb begegnen
können. Zitat Kompatscher: „Die
Datenautobahn muss dem Land
gehören, wer dann darüber fährt

und die Maut zahlt, ist zweitran-
gig“. Ob das Land mit der Bren-
nercom das große Geschäft 
gemacht hat, ist in der stark
wachsenden Technologiebranche
nicht zweifelsfrei feststellbar. Die 
Aussage des Landeshauptmanns,
dass „eine gute Vereinbarung am
Ende keine Besiegten, sondern
nur Gewinner hinterlässt“, deutet
aber darauf hin, dass bis zum
Schluss hart verhandelt wurde.
Viel wichtiger als der finanzielle
Aspekt ist jedoch, dass an der

Brennercom ein Exempel statuiert
wurde. Es wurde dem Grundsatz
Geltung verschafft, dass es eine
klare Trennlinie geben muss zwi-
schen dem, was Verantwortung
der öffentlichen Hand ist und dem,
was der Privatwirtschaft überant-
wortet bleibt. Leider droht auch in
vielen anderen Bereichen diese
Trennlinie zu verschwimmen: In
der Sanität, in der Bildung, bei
Verkehrsinfrastrukturen, in den
Nahverkehrsdiensten. Ganz offen
gesagt, PPP-Modelle, also die Ge-
schäftspartnerschaft von öffentli-
chen und privaten Teilhabern in
unternehmerisch tätigen Gesell-
schaften, scheinen mir wie dafür
gemacht, diese Trennlinie verwi-
schen zu lassen. In PPP-Konstruk-
ten ist das „win-win“ die Ausnah-

me, Regel ist die Verquickung von
privaten und öffentlichen Interes-
sen – mit dem hohen Risiko, dass
Gewinne privatisiert und Kosten
sozialisiert werden. 
Neue staatliche Bestimmungen
fordern ein, dass Interessenkon-
flikte und Unvereinbarkeiten im
öffentlichen Dienst der Nationalen
Antikorruptionsbehörde ANAC
gemeldet werden. Aber was sind
PPP-Modelle anderes als ein ein-
ziges großes Konstrukt von Inte-
ressenskonflikten und Unverein-
barkeiten? Spätestens sobald die
ANAC ernst macht und die ers-
ten Führungskräfte im öffentli-
chen Dienst Strafanzeigen erhal-
ten, sind die PPP-Modelle gestor-
ben. Deshalb: Zurück zu klaren
Trennlinien!

Wirtschaft quer
von Stefan Perini – Direktor AFI Trennlinien!

Wie weit soll sich das Land zusammen mit Privaten in
Unternehmen einlassen, wo das öffentliche Interesse 
vorherrscht? Ein Statement zum Fall Brennercom.

Und warum PPP-Modelle mittelfristig zum 
Scheitern verurteilt sind. 

Washington im Herbst
1974. Vier Herren

treffen sich zum Abendes-
sen. Gastgeber ist Donald
Rumsfeld, der Stabschef
des Präsidenten. Es geht
um die Steuerpolitik der
US-Regierung. Da zeich-
net der Chicagoer Wirt-
schaftsprofessor Arthur
B.  Laffer eine Kurve auf
seine Serviette. Sie sollte als Laf-
fer-Kurve in die Wirtschaftsge-
schichte eingehen. „Reagano-
mics“ war geboren. 
Laffers Grundgedanke ist ein-
fach: Bei einem Steuersatz von
null beträgt der Steuerertrag
ebenfalls null. Dasselbe gilt für ei-
nen Steuersatz von 100%, denn da
würde niemand arbeiten wollen.
Bei Sätzen dazwischen fällt für die
Staatskasse ein Ertrag ab. Es ist
also zwingend, dass die Kurve
zwischen den beiden Extremen ei-
nen Scheitelpunkt haben muss.

Ab diesem Punkt führen höhere
Steuersätze zu sinkenden Steuer-
erträgen. Der Haken an der Sa-
che: Es ist so gut wie unmöglich
anzugeben, ob sich eine Steuer
links oder rechts vom Scheitel-
punkt befindet. Dessen ungeach-
tet senkte die Reagan-Adminis-
tration die Steuern auf Einkom-
men. Sie erlitt in den Folgejahren
schrittweise Einnahmeverluste,
was zu steigenden Haushaltsdefi-
ziten führte.
Szenenwechsel. Kaum ist der Som-
mer vorbei, entbrennt in Südtirol

die Diskussion um den Lan-
deshaushalt 2017. Dank guter
Konjunktur und Sicherungs-
pakt mit Rom sei er gut do-
tiert, gibt Landeshauptmann
Arno Kompatscher bekannt.
Hinzuzufügen ist: Auch dank

eingedämmter Schwarzarbeit (die
bezuschussten Sanierungen im
Baugewerbe sind Gold wert!) und
gestiegener Meldemoral - anders
würde sich ein so starker Zuwachs
an Arbeitsverträgen in Südtirol
nicht erklären. Nun fordern die
Wirtschaftsverbände weitere
Steuersenkungen. Die Gewerk-
schaften werden folgen. Wie soll
dem begegnet werden? 
Erstens zeigt die Laffer-Kurve
klar, dass Steuerreduzierungen
nicht automatisch zu höheren Ein-
nahmen führen müssen. Zweitens

hat das Land Südtirol den Spiel-
raum von Steuersenkungen schon
weitgehend ausgeschöpft. Drit-
tens, was passiert, wenn es Minis-
terpräsident Renzi einfällt, als
Wahlgeschenk für das Verfas-
sungsreferendum den mittleren
IRPEF-Steuersatz um 2 Prozent-
punkte zu senken? Das entstehen-
de Einnahme-Loch würde den
ganzen Landeshaushalt aus den
Fugen heben. 
Das heißt nicht, dass man die For-
derungen der Sozialpartner ab-
schmettern muss. Eine interes-
sante Option wäre, die Senkung
des Steuerdrucks an die Erfolge
im Kampf gegen die Steuerhinter-
ziehung zu koppeln, nach dem
Prinzip: wenn alle zahlen, zahlen
alle weniger. Das wäre gerecht,
das wäre innovativ.

Die Laffer-Kurve
Die Laffer-Kurve beleuchtet den Zusammenhang 

zwischen Steuerdruck und Steuereinnahmen. 
Warum sie für den Landeshaushalt 2017 aktuell 

ist und was wir daraus lernen können.

Wirtschaft quer
von Stefan Perini – Direktor AFI
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Die Landesverwaltung hat ihre
Ämter, Schulen, Museen und

andere öffentlichen Einrichtungen
in über mehr als 591 Immobilien-
einheiten untergebracht. Insge-
samt sprechen wir von 300 Gebäu-
den. Allein die Energiekosten be-
tragen jedes Jahr 16,7 Mio. €. Nun
hat das Land den Energiefressern
den Kampf angesagt. Schrittweise
sollen die Gebäude saniert und
energetisch optimiert werden. Mit
Daniel Bedin hat die Landesregie-
rung dafür eigens einen “Energie-
Manager“ ernannt. Er wird zu-
sammen mit den Experten von Eu-
rac und Klimahaus Agentur Maß-
nahmen entwickeln und umsetzen,
die den Energiebedarf der 300 Ge-
bäude bis 2030 um mindestens 30%
senken. Es ist zweifelsfrei ein
Schritt in die richtige Richtung.
Das Ziel scheint hoch gesteckt zu
sein. Trotzdem betrifft es nur ei-
nen Teil der öffentlichen Einrich-
tungen. Von der Energieoffensive

des Landes ausgeschlossen ist zum
Beispiel der gesamte Wohnungs-
bestand des WOBI. Auch dürften
die Hallen- und Erlebnisschwimm-
bäder fehlen. Ganz außen vor blei-
ben die Gebäude mit dem größten
Energiedurst, nämlich die Kran-
kenhäuser. Laut Energieexperten
benötigen diese ein Vielfaches an
Strom und Brennstoffen im Ver-
hältnis zu anderen öffentlichen Ge-
bäuden. Trotz dieser prominenten
Ausnahmen ist das neue Energie-
management des Landes gleich
dreifach sinnvoll. Es trägt zum
sorgsamen Umgang mit der Um-
welt bei und hilft Südtirol, die Kli-
maziele zu erreichen. Es ist gut für
die öffentlichen Haushalte, weil
der Aufwand für Heizung und
Kühlung weniger wird, ohne dass
die Wohnqualität leidet. Schließ-
lich ist das Vorhaben auch für die
Wirtschaft sinnvoll, weil es den

hiesigen Bau- und Technologieun-
ternehmen Aufträge verschafft.
Das passt gut in einen größeren
Rahmen hinein. Wie kürzlich auf
einer Tagung an der Cusanus-Aka-
demie anhand von Euroconstruct-
Daten aufgezeigt wurde, entfallen
73,7% des Umsatzes im italieni-
schen Bausektor auf die Wiederge-
winnung von Altbauten. Das ist eu-
ropäischer Spitzenwert. Da Italien
sehr viel historische Bausubstanz
hat, ist die Wahrscheinlichkeit
groß, dass dieses Niveau noch lan-
ge gehalten werden kann. Die ent-
sprechenden steuerlichen Begüns-
tigungen wie der Öko-Bonus
(Steuerabzug von 65 % für Sanie-
rung bzw. Energieeinsparung an
bestehenden Gebäuden) wurden
für weitere drei Jahre bestätigt.
Also, es gibt viel zu tun in Südtirol
und noch viel mehr in Italien, pa-
cken wir´s an!

Kampf den Energiefressern
Mit neuer, intelligenter Technologie will das Land bei den 

öffentlichen Gebäuden bis 2030 fast ein Drittel der Energiekosten
einsparen: Das ist gut für die Umwelt, gut für die öffentlichen

Haushalte, gut für die heimische Wirtschaft.

Wirtschaft quer
von Stefan Perini – Direktor AFI

Zukunftsfähigkeiten

Zukunftsfähigkeiten

N. 161/22.05.2016

In der Regel sind Bevölke-
rungszahlen bestenfalls eine

Randmeldung wert. Die Zahlen,
die das nationale Statistikinstitut
ISTAT letzte Woche bekannt ge-
geben hat, schafften es aber auf
die Titelseiten: Am 31.12.2015 wa-
ren in Italien 60.665.551 Personen
ansässig. Zum ersten Mal seit 90
Jahren schrumpft die Bevölke-
rung im Staatsgebiet, und zwar
um ganze 130.061 Einheiten. Der
Rückgang betrifft Personen mit
italienischer Staatsbürgerschaft
(-141.777). Die Einwohner mit
ausländischer Staatsbürgerschaft
nehmen leicht zu (+11.716).
Hauptgrund für den Bevölke-
rungsrückgang ist der negative
Saldo zwischen Sterbefällen und
Geburten (knapp -162.000). Dem-
gegenüber ist der Wanderungs-

saldo (Einwanderungen minus
Auswanderungen) nach wie vor
positiv (+133.000), wenn auch
nicht mehr im Ausmaß vorange-
gangener Jahre. Die Interpreta-
tionen sind unterschiedlich. Fakt
ist, dass Italien schon seit einigen
Jahrzehnten nicht gerade nach-
wuchsfreundlich ist. Die Gründe
dafür sehen die meisten in der ho-
hen Arbeitslosigkeit und einem
Einkommensniveau, das junge
Paare vom Kinderkriegen ab-
schreckt. Aber auch die Wohnpoli-
tik und der Wohlfahrtsstaat sind

in Italien nicht gerade jugend-
und familienfreundlich, wie Ver-
gleiche mit anderen europäischen
Staaten zeigen. Die Folge: In Ita-
lien liegt die Fertilitätsrate unter
2 Kindern pro Frau, was mathe-
matisch eine gleichbleibende Be-
völkerungszahl auch ohne Ein-
wanderung garantieren würde. 
Es stellt sich die Frage, ob es
überhaupt ein Problem ist, wenn
die Bevölkerung schrumpft. Die
Bevölkerungszahl ist wohl die
wichtigste Kenngröße einer Ge-
sellschaft. Ob Wirtschaft, Arbeits-
markt, Renten- oder Bildungssys-
tem, alle sind beeinflusst von der
Bevölkerungszahl. Sie bestimmt
indirekt die Wirtschaftskraft ei-
ner Nation. Sie bestimmt das zu-

künftige Arbeitskräftepotential.
Sie zeigt auf, über welche Human-
ressourcen morgen das System
verfügen kann. Sie sorgt für den
Stabwechsel der Generationen
und damit für stabile Renten- und
Sozialversicherungssysteme. 
Zu bedenken ist, ob die Weltbevöl-
kerung so wie bisher weiter wach-
sen kann. Heute leben 7,4 Mrd.
Menschen auf der Welt, im Jahr
1927 waren es noch 2 Mrd. Es ist
schlussendlich eine Frage der geo-
politischen Gleichgewichte. Und
der Loslösung von Systemanfor-
derungen. Wer sagt denn, dass wir
Kinder brauchen, um Rentensys-
teme abzusichern? Möglich wäre
auch, das System an die neuen Ge-
gebenheiten anzupassen.

Ein Land schrumpft
Erstmals seit 90 Jahren ist die Bevölkerungszahl 

in Italien rückläufig. Die damit verbundenen 
Problematiken sorgen für Gesprächsstoff.

Wirtschaft quer
von Stefan Perini – Direktor AFI
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Aktuell schaut es danach aus,
dass vor allem Eines Hoch-

konjunktur hat: das Minuszei-
chen. Unternehmen klagen über
sinkende Preise im Verkauf. Fal-
lende Rohstoffpreise führen zu
deflationären Tendenzen. Sogar
Zinsen rutschen ins Minus – sie-
he die Negativ-Rendite von 
zehnjährigen bundesdeutschen
Staatsanleihen. Diese konjunktu-
relle Lage wäre weiter nicht pro-
blematisch, würde es sich nur um
das normale Auf- und Ab der
Wirtschaft handeln. In der Ver-
gangenheit folgten auf Ab-
schwung und Rezession stets lan-
ge Aufschwung- und Boom-Pha-
sen. So konnte der Wohlstand in
Europa über Generationen hin-
weg gesteigert werden. 
Was über Jahrzehnte als unge-
schriebenes Gesetz galt, könnte
nun ernsthaft ins Wanken kom-
men. Laut Der Spiegel scheint es,
als löse sich eine lange als gültig

geglaubte Gewissheit auf. Die Ge-
wissheit, dass es der nächsten Ge-
neration besser gehen werde als
der vorhergehenden. Die „Baby-
boomer“, also die Jahrgänge der
1960er, hätten ziemlich paradiesi-
sche Zeiten erlebt, so Der Spiegel
weiter. Alle makroökonomischen
Voraussetzungen waren damals
zu Gunsten der jungen Generati-
on. Die Wirtschaft florierte über
viele Jahre, die Zinsen waren

hoch und die Sozialabgaben ver-
gleichsweise niedrig, auch weil die
Babyboomer, weil zahlreich, die
Rente der Kriegsgeneration pro-
blemlos stemmen konnte. Heute
haben sich die Vorzeichen all die-
ser Faktoren ins Negative ge-
kehrt. Auch die Arbeitswelt hat
sich im Lauf der Zeit dramatisch
gewandelt: Staatsunternehmen
wurden privatisiert, Branchen ge-
rieten in Straucheln, zahllose pre-
käre Jobs entstanden. Heute hal-
ten zeitlich befristete Verträge
selbst Akademiker über Jahre in
einer Spirale der Unsicherheit. In
Deutschland wird nur jeder dritte
Angestellte nach einer Befristung
übernommen. Gerade in Bran-
chen, die in den letzten Jahren in
eine Krise schlitterten oder unter
Kostendruck gerieten, ist eine re-
gelrechte Klassengesellschaft

zwischen neuen und alten Be-
schäftigten entstanden, de facto
also zwischen Jung und Alt. Darü-
ber hinaus machen es die aktuel-
len Niedrigzinsen den Jungen
schwer, Geld anzuhäufen und sich
ein finanzielles Polster zuzulegen.
Beobachter warnen davor, einen
Generationenkonflikt herbeizure-
den. Gleichzeitig sehen sie aber
auch in den inzwischen alt gewor-
denen Babyboomern eine demo-
grafische Macht und eine mächti-
ge Lobby, die ihre Überzahl aus-
nutzt, um ihren Status quo zu ze-
mentieren. Der Brexit ist exem-
plarisch für dieses Dilemma. Die
britischen Wähler jenseits der 50
haben mehrheitlich für den EU-
Austritt gestimmt und den jungen
Briten damit eine Entscheidung
aufgezwungen, die sie womöglich
um ihre Chancen bringt.

Die Minusgesellschaft
Sinkende Verbraucherpreise, Deflation, Zinsen
unter null. Momentan scheint es nur in eine 

Richtung zu gehen, nämlich nach unten. 
Nur vorübergehend?

Wirtschaft quer
von Stefan Perini – Direktor AFI

Diese Woche war geprägt vom
Brexit. Die Beweggründe für

den Ausstieg sind vielschichtig.
Genannt werden die wachsenden
Gegensätze zwischen Arm und
Reich, eine verfehlte Einwande-
rungs- und Integrationspolitik,
unglückliche Entscheidungen der
Vorgangsregierungen, ein euro-
päisches Regelwerk, das immer
öfter als Schranke denn als Chan-
ce gesehen wird. Am Freitag hat
das britische Volk knapp aber
doch mehrheitlich für einen Aus-
tritt Großbritanniens aus der EU
gestimmt.
Fast zeitgleich und unsichtbar ist
ein Dogma gefallen. Wie Mark
Schieritz in „DIE ZEIT“ schreibt,
hat der Internationale Währungs-
fond eingeräumt, dass die Entfes-

selung der Marktkräfte die Wirt-
schaft nicht wie erhofft gestärkt,
sondern vielmehr geschwächt hat.
Dabei war es gerade der IWF, der
diese Entfesselung stets mit gro-
ßem Eifer vorangetrieben hat.
Wenn sich der IWF jetzt vom Neo-
liberalismus distanziere, dann sei
das ungefähr so, als gäben die Grü-
nen die Ökologie auf oder der Papst
schwöre dem Katholizismus ab,
schreibt der „ZEIT“-Autor. Tat-
sächlich haben sich die Verheißun-
gen der neoliberalen Revolution,

die mit Ronald Reagan und Marga-
ret Thatcher in den 1980ern ihren
Siegeszug antrat, nicht erfüllt. 
Heute befindet sich die Weltwirt-
schaft in einem permanenten Kri-
senzustand, für die Fehlspekula-
tionen einer globalen Finanzelite
musste die Allgemeinheit aufkom-
men, und in fast allen Industrie-
ländern ist die Kluft zwischen
Arm und Reich größer geworden.
Und es kann kaum der Wohlfahrt
dienen, wenn Devisenhändler Mil-
liarden um den Erdball jagen. Das
Scheitern des Neoliberalismus sei
jedoch nicht mit dem Scheitern
der Marktwirtschaft gleichzuset-
zen, differenziert Mark Schieritz:

„Gescheitert ist eine spezifische
Form der Marktwirtschaft, die auf
gesellschaftliche Belange keine
Rücksicht nimmt“.
Ich wünsche mir, dass das vereinte
Europa Lehren daraus zieht und
sich wieder verstärkt auf seine
Grundwerte besinnt: Demokratie,
Rechtsstaatlichkeit, Verhältnis-
mäßigkeit, soziale Marktwirt-
schaft. Die Europäische Union
muss in diesen Tagen und Mona-
ten die wohl schwierigste Bewäh-
rungsprobe ihrer Geschichte be-
stehen. Ist sie überstanden, kön-
nen die europäischen Kernwerte
über den Trümmern des Neolibe-
ralismus wieder aufblühen.

Europa muss sich neu besinnen
Als überzeugter Verfechter des vereinten Europa bedauere ich

den Austritt Großbritanniens aus der EU. Gleichzeitig 
befürworte ich eine neue und andere europäische Wirtschafts-

und Finanzpolitik. Kann der Brexit die Abkehr vom 
Neoliberalismus beschleunigen?

Wirtschaft quer
von Stefan Perini – Direktor AFI
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Landeshauptmann Arno Kom-
patscher war kohärent: „Der

Volksentscheid zum Flughafen
werde eins zu eins umgesetzt“.
Vorbei die letzte Hoffnung jener,
die mit Berufung auf die Ge-
schichte ihn daran erinnern woll-
ten, dass ein Volk auch irren kön-
ne. Keine sechs Wochen nach dem
Referendum findet auf Schloss
Prösels eine hochkarätig besetzte
Tagung statt: „Zukunft Alpen -
Bahnbrechende Ideen für die Mo-
bilität“. Die SAD AG stellt ihre Vi-
sionen zum Nahverkehr in Südti-
rol vor. Ohne Umschweife erläu-
tert Ingemar Gatterer,  der dyna-
mische neue Mehrheitseigentü-
mer der Gesellschaft, dass der
Ausgang des Flughafen-Referen-
dums neue Chancen eröffne. Mit
der Fertigstellung des Brenner-
basistunnels im Jahr 2026 werde
Südtirol in eine neue Dimension
der Mobilität vorstoßen: 100 Mil-
lionen Menschen werden Südtirol

mit der Bahn in nur wenigen
Stunden erreichen: von Paris wer-
den es 7, von Berlin 6, von Wien 3
und von München 2 sein. Seine
Gesellschaft wolle sich der He-
rausforderung stellen und mit in-
novativen Verkehrslösungen Süd-
tirols Position stärken. Das Pro-
jekt Dolomiten-Bahn etwa, eine
Eisenbahnverbindung zwischen
Bozen und Cortina. Projektleiter
Helmuth Moroder sprach begeis-
tert von der „schönsten Bahn der
Welt“. Im Gespräch sind auch die
Überetscher Bahn, die Grödner

Bahn, die Verbindungen Toblach-
Cortina, Mals-Graubünden und
Mals-Landeck. Allesamt Projek-
te, die nicht nur Wirtschaftsver-
treter wie Christof Oberrauch
und Manfred Pinzger,  sondern
auch Köpfe wie Reinhold Messner
und Hanspeter Dissinger, den
Vorsitzenden des Dachverbandes
für Natur- und Umweltschutz,
überzeugen.
Kritiker meinen, die Tagung sei in
erster Linie eine wirksame Insze-
nierung der SAD AG gewesen. Sie
sollte über das wahre Ziel der
SAD AG hinwegtäuschen und das
sei die Übernahme aller Konzes-
sionen für die öffentlichen Bus-
dienste und den Schienenverkehr
in Südtirol. Ein privater Monopo-
list würde aufkommen. 

Was mich persönlich beeindruckt,
ist etwas anderes: Wie schnell sich
neue Wege auftun, sind einmal
alte versperrt. Eine Parallele?
Das „Ja“ zum Atomausstieg war
die Voraussetzung, damit sich in
Deutschland der Sektor der er-
neuerbaren Energien entfalten
konnte. Vor zwei Monaten noch
Feuer und Flamme für einen öf-
fentlich finanzierten Flughafen,
finden sich nun gar einige mit In-
gemar Gatterer wieder, der sich in
der Tageszeitung vom 29. Juli so
zitieren lässt: „Ein Flughafen für
mittlere Strecken verliert ohne-
hin an Attraktivität. Die Zukunft
gehört den Hochgeschwindig-
keitszügen“.
Späte Einsicht ist besser als 
keine.

Die unerträgliche
Leichtigkeit des Neins

Mit dem Nein zum Flughafen Bozen erschließen
sich für Südtirols Mobilität neue Wege. Mit einer

Leichtigkeit, welche für die Flughafen-Befürworter
schier unerträglich sein muss.

Wirtschaft quer
von Stefan Perini – Direktor AFI
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In zwei Wochen soll für alle Öf-
fentlichen Verwaltungen in Ita-

lien nur noch ein Prinzip gelten,
nämlich das der vollständigen di-
gitalen Weiterleitung von Doku-
menten. Der „Kodex der digitalen
Verwaltung“ beinhaltet eine Rei-
he von Neuerungen, um die Digi-
talisierung deutlich anzustoßen.
Beispielsweise hat in Zukunft das
Faxgerät ausgedient. Ebenso
Einsendebriefe. Sie werden von
Korrespondenz über PEC-Post-
adressen ersetzt. Der Haken an
der Sache: Für Bürger bleibt wei-
terhin die Möglichkeit aufrecht,
Dokumente in Papierform bei den
Öffentlichen Verwaltungen einzu-
reichen. Dies bedingt für die Ver-
waltungen den Mehraufwand der
Überführung der Unterlagen in
die digitale Form. Ein Umstand,
der so manchen Verwalter mehr
als Kopfzerbrechen bereitet.
Dennoch, an der Digitalisierung
wird kein Weg vorbeiführen. Süd-

tirol ist diesbezüglich nur wenig
besser als Italien und im europäi-
schen Vergleich durchaus kein
Vorzeigeland: Nur 7 von 10 Südti-
rolern verwendeten im Jahr 2015
gelegentlich das Internet. Beson-
deren Nachholbedarf gibt es, was
die Interaktion zwischen Bürgern
und Öffentliche Verwaltung anbe-
langt: In Südtirol übermitteln
18% der Bürger ausgefüllte For-
mulare online an die Öffentliche
Verwaltung, weit entfernt von Er-
fahrungswerten in Dänemark und
Skandinavien. 
So ambitioniert das Vorhaben
der Digitalisierung der Öffentli-
chen Verwaltung auch sein mag,
so schwierig ist dessen Umset-

zung, vor allem auf kurze Sicht.
Sie trifft nicht nur die Verwal-
tung unvorbereitet, auch Teile
des Unternehmertums und gan-
ze Bürgerschichten: die Verwal-
tung, weil sie noch nicht über die
Softwarelösungen (digitale
Überführung, Archivierung, Do-
kumentverwaltungssystem) und
entsprechend ausgebildetes Per-
sonal verfügt. Die Unterneh-
men, weil einige Sektoren noch
immer ziemlich abgeschnitten
von der Internetwelt sind.
Exemplarisch hierfür ist der
jüngste Hilferuf des Südtiroler
Bauernbunds: Vor einigen Tagen
wurden bekannt, dass von den
rund 18.000 landwirtschaftli-
chen Betrieben in Südtirol 5.000
bis 6.000 keine Internetverbin-
dung bzw. keinen Computer ha-
ben. Der Verband sprach offen

seine Sorge aus, zumal ab 11.
August die Pflicht greife, alle
Förderungsansuchen nur mehr
digital einzureichen.
In diesem Zusammenhang wird
die wichtige Rolle unterstützen-
der Dienstleister deutlich. Ob es
die Steuerbeihilfszentren oder
Patronate sind, die den Bürgern
bei Fragen des Arbeitsrechts,
Steuererklärungen, Renten, Vor-
und Fürsorge zur Seite stehen
oder Wirtschaftsverbände, die für
ihre Mitglieder Investitions- und
andere Förderungsansuchen ab-
wickeln: In diesem kritischen Mo-
ment sind es Einrichtungen, die
gestärkt werden müssen, will man
die digitale Spaltung der Gesell-
schaft vermeiden. Das Projekt
„Digitale Verwaltung“ steht und
fällt mit der Aufrechterhaltung
dieser Schnittstellen.

Total digital
Ab 11. August 2016 läuft in den Öffentlichen 
Verwaltungen Italiens alles nur noch digital. 

Wirklich glauben tun das wenige.
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Britney Spears ist nicht tot, ge-
nauso wenig wie Papst Fran-

ziskus ein Fan von Donald Trump
ist oder Pakistan Israel mit dem
Einsatz von Nuklearwaffen ge-
droht hat. In allen drei Fällen
handelt es sich um Fake News.
Das sind gezielte Falschmeldun-
gen, die ins Internet gestellt wer-
den, um Schaden anzurichten
oder auch nur um massenhaft Sei-
tenaufrufe zu generieren und da-
mit Geld zu machen.  
Bislang waren es Einzelfälle. Seit
einigen Monaten aber ist diese
Art von Kriminalität im Netz Sys-
tem. Beispiel US-Wahlkampf.
Russischen Hackern soll es gelun-
gen sein, auf das E-Mail-Konto
von Präsidentschaftskandidatin
Hillary Clinton zuzugreifen. „Spe-
ar Pishing“ nennt man das. Die
Meldung, ein mit Hillary Clintons
E-Mail-Skandal betrauter FBI-
Ermittler hätte Selbstmord be-
gangen, entpuppte sich als Fake

News. Erleben wir gerade einen
Kalten Krieg im Netz?
Langsam treten die Schattenseiten
des Internets ans Licht, einem
Werkzeug, dem wir bislang nur
gute Eigenschaften zugeschrieben
hatten, die es zweifelsfrei auch gibt.
Vielen Bevölkerungsschichten
wurde der Zugang zu Information
erst durch die Digitalisierung er-
öffnet, insbesondere in Ländern, in
denen die Presse- und Meinungs-
freiheit noch nicht gesichert ist.
Den Arabischen Frühling im Jahr
2011 hätte es ohne Internet wohl

nicht gegeben. Mit den digitalen
Medien sind aber auch große Ge-
fahren verbunden: In der zuneh-
menden Flut von Information ge-
staltet sich der Selektionsprozess
mühsam. Die Kontrolle über Inhal-
te und Urheberschaft von Meldun-
gen ist derzeit nicht ausreichend
gewährleistet.
Geläutert von der Erfahrung im
US-Wahlkampf hat nun die deut-
sche Bundesregierung, aber auch
die Europäische Union, der Ver-
breitung von Fake News den
Kampf angesagt. In Deutschland
befürchtet man, die Bundestags-
wahlen 2017 könnten von Falsch-
meldungen beeinflusst werden.
EU-Kommissionspräsident Jun-
cker erinnerte an die Selbstver-
pflichtung sozialer Medien, Stan-
dards einzuführen, um Manipula-
tionen zu verhindern. Die Reak-
tionen kamen zaghaft. Mark Zu-

ckerberg kündigte an, Facebook
werde falsche Meldungen präven-
tiv auffangen, indem es sie von
Nutzern kennzeichnen lässt. Eine
Maßnahme, die zu kurz greift.
Denn ist eine Falschmeldung erst
einmal im Umlauf, verbreitet sie
sich über die sozialen Medien in
Windeseile. Richtigstellungen
dringen meist nicht im selben
Maß durch.
Vor allem aber stehen Journalisten
in der Verantwortung. Es darf
nicht jedes Online-Gerücht gleich
aufgegriffen und verbreitet wer-
den. Recherche ist Pflicht, keine
Kür. In Zeiten von Informations-
und Reizüberflutung werden sich
jene Medien behaupten, die sich
durch die notwendige Distanz,
durch Recherchequalität und
Glaubwürdigkeit auszeichnen. Wa-
rum nicht: Es wird die Renaissance
der Wochenzeitschriften sein.

Wirtschaft quer
von Stefan Perini – Direktor AFI

Was können wir noch glauben?
Falschmeldungen, sogenannte Fake News, sind ein Geschwür 

im Internet und in den sozialen Medien. Das verlangt nach 
Gegenmaßnahmen und mahnt zu einem verantwortungsvollen

Umgang mit Information.

Zukunftsfähigkeiten

N. 186/19.11.2016

„Soziale Gerechtigkeit in der EU“
heißt der Bericht, der Anfang die-
ser Woche von der Bertelsmann
Stiftung vorgestellt wurde. Nicht
gerade der Medienknüller. Aufge-
zeigt wird darin, wie gerecht es in
den 28 Ländern der Europäischen
Union zugeht. Soziale Gerechtig-
keit sieht die Bertelsmann Stif-
tung in sechs Dimensionen: Ar-
mutsvermeidung, Zugang zu Bil-
dung, Zugang zum Arbeitsmarkt,
soziale Kohäsion und Nicht-Dis-
kriminierung, Gesundheit und
Generationengerechtigkeit. Die
Spitzenreiter sind Schweden,
Finnland und Dänemark, die
Schlusslichter heißen Spanien,
Rumänien und Griechenland.
Österreich belegt Platz 6,
Deutschland reiht sich auf 7, Ita-
lien auf 24.
Das Ranking zeigt wenig Neues.
Erst Trump und Brexit macht es
hochinteressant. Hinter dem Soci-
al-Justice-Index steckt nämlich

nichts weniger als das Selbstver-
ständnis Europas. Der Index wi-
derspiegelt die Kernwerte der
Europäischen Union – das, was
die europäische Gemeinschaft im
Innersten zusammenhält. Nicht
ungezügeltes Vertrauen in die
Märkte, unüberlegter Rückbau
des Staats, starke Abhängigkeit
von internationalen Finanzmärk-

ten und Ratingagenturen bringen
Europa weiter. Vielmehr Chan-
cengleichheit, Vollbeschäftigung,
sozialer Ausgleich, Wohlfahrt.
Für die eigene Identität tut es
Not, in dieser wahrscheinlich
schwierigsten Phase der Europäi-
schen Union diese Werte in den
Vordergrund zu stellen.
Aufmerksame Journalisten wissen
um ihre gesellschaftliche Verant-
wortung und erkennen die politi-
sche Tragweite der Bertelsmann-
Studie. Es geht um mehr als die
Aufzählung von Parametern. Es
geht darum, wie viel Europa in je-
dem einzelnen der Mitgliedsstaa-
ten steckt und was getan werden
muss, um Wirtschaft und Gesell-
schaft im Sinne der Gründungsvä-
ter wieder auf Kurs zu bringen. Die
Antwort auf Trump und Brexit
kann nicht ein Weniger, sondern
muss ein Mehr an Europa sein –

nicht in der Quantität, wohl aber in
der Qualität.
Tageszeitungsherausgeber Ar-
nold Tribus schreibt in einem
Leitartikel, er setze nach den US-
Wahlen seine Hoffnungen auf An-
gela Merkel. Ja, ich auch, und in
Jean-Claude Juncker, Martin
Schulz, und in den Südtirol-
Freund und künftigen deutschen
Bundespräsidenten Frank-Walter
Steinmeier. Die EU muss sich
nicht neu erfinden, wohl aber
braucht sie eine Kurskorrektur.
Wenn wir aus dem Brexit und den
US-Wahlen eine Lehre ziehen
können dann die, dass die Politik
die Sorgen der kleinen Leute
ernst nehmen muss. Ob es um
Flüchtlinge, Ausländer, die Kluft
zwischen Arm und Reich oder den
Hass auf die Eliten geht: Der Lö-
sungsanspruch kann nicht den Po-
pulisten überlassen werden.

Wirtschaft quer
von Stefan Perini – Direktor AFI

Besorgt und geläutert
Das Unglaubliche ist geschehen: Zuerst der Brexit,

jetzt auch noch Donald Trump. Noch nie war ich ein
so starker EU-Befürworter wie heute.

N. 192/02.01.2017

22



23


	Blank Page
	Blank Page
	Blank Page
	Blank Page
	Blank Page
	1 Wirtschaft quer 161-196 pdf.pdf
	Pag perini
	Arbeitsmarkt
	Einkommen
	Konjunktur
	Sozialpartnerschaft
	Welfare
	Wirtschaftspolitik
	Zukunftsfähigkeit
	Senza titolo
	Sommario.pdf
	Vorwort

	Sommario.pdf
	Vorwort

	vorwort.pdf
	Vorwort


	Blank Page
	Sommario.pdf
	Vorwort

	Sommario.pdf
	Vorwort

	Blank Page
	Blank Page
	Blank Page
	Blank Page
	Blank Page
	Blank Page
	Blank Page
	Blank Page
	vorwort.pdf
	Vorwort




